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A. Zielsetzung

In Anpassung an die internationale Rechtsentwicklung und zur Ver-
besserung des Umweltschutzes durch Begründung umweltbezogener
Sorgfaltspflichten der an einer Havarie beteiligten Personen sowie
durch Schaffung finanzieller Anreize für die Durchführung von Ber-
gungsmaßnahmen zugunsten umweltgefährdender Schiffe soll das
Internationale Übereinkommen von 1989 über Bergung schnellstmög-
lich innerstaatlich zur Geltung gebracht werden.

B. Lösung

Das Übereinkommen von 1989 wird von der Bundesrepublik Deutsch-
land ratifiziert; das derzeit für die Bundesrepublik Deutschland gelten-
de Übereinkommen von 1910 zur einheitlichen Feststellung von
Regeln über die Hilfsleistung und Bergung in Seenot wird gekündigt.
Den Vorschriften des Übereinkommens von 1989 wird jedoch nicht
unmittelbar Gesetzeskraft verliehen. Vielmehr werden sie durch das
Dritte Seerechtsänderungsgesetz in das innerstaatliche, für die See-
und Binnenschifffahrt geltende Recht eingearbeitet.

C. Alternativen

Keine

D. Kosten der öffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Keine

2. Vollzugsaufwand

Keiner

E. Sonstige Kosten

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

022 (131) – 450 02 – Üb 39/00
Berlin, den 16. November 2000

An den 
Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 

11011 Berlin

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zu dem Internationalen Übereinkommen von 1989 über
Bergung

mit Begründung und Vorblatt.

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz.

Der Bundesrat hat in seiner 756. Sitzung am 10. November 2000 gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen
zu erheben.

Gerhard Schröder 
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

(1) Dem in London am 23. Mai 1990 von der Bundesrepublik Deutschland
unterzeichneten Internationalen Übereinkommen vom 28. April 1989 über Ber-
gung wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird nachstehend mit einer amt-
lichen deutschen Übersetzung veröffentlicht.

(2) Die Zustimmung erfolgt mit der Maßgabe, dass die in dem Übereinkommen
enthaltenen Vorschriften innerstaatlich nicht unmittelbar anzuwenden sind, son-
dern durch das Dritte Seerechtsänderungsgesetz vom … (BGBl. I S. …) umge-
setzt werden.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 29 Abs. 2 für
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt
zu geben.

E n t w u r f

Gesetz
zu dem Internationalen Übereinkommen von 1989 über Bergung

Vom .
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Begründung

Zu Artikel 1

Auf das Übereinkommen vom 28. April 1989 findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetz-
gebung bezieht.

Die in dem Übereinkommen enthaltenen Vorschriften sollen, wie sich aus
dem beiliegenden Entwurf eines Dritten Seerechtsänderungsgesetzes ergibt, in
das Handelsgesetzbuch eingearbeitet werden. Aus diesem Grunde bestimmt
Absatz 2, dass die Zustimmung zu dem Übereinkommen die darin enthaltenen
Vorschriften nicht zu unmittelbar anwendbarem Recht macht und dass das
Vertragsgesetz keinen Rechtsanwendungsbefehl erteilt.

Zu Artikel 2

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes.

Der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 29 Abs. 2 für die
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist nach Absatz 2 im Bundesgesetz-
blatt bekannt zu geben.

Schlussbemerkung

Durch die Ausführung des Gesetzes werden Bund, Länder und Gemeinden nicht
mit zusätzlichen Kosten belastet. Da das Vertragsgesetz keinen Befehl zur
Anwendung des Übereinkommens erteilt, hat es auch keine Auswirkungen auf
das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau. Die durch das Über-
einkommen bezweckten positiven Auswirkungen auf die Umwelt kommen nur
durch das gleichzeitig im Entwurf vorgelegte Dritte Seerechtsänderungsgesetz
zum Tragen.
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I. Allgemeines

Das Internationale Übereinkommen vom 28. April 1989
über Bergung ist das Ergebnis langjähriger Arbeiten an
einer Neuregelung des durch das Übereinkommen vom
23. September 1910 zur einheitlichen Feststellung von
Regeln über die Hilfsleistung und Bergung in Seenot
(RGBl. 1913 S. 66) kodifizierten Bergungsrechts.

Mit dem Übereinkommen von 1910 war zu Anfang dieses
Jahrhunderts auf Initiative des Comité Maritime Interna-
tional (CMI) das Recht der Bergung in der Seeschifffahrt
erstmals international vereinheitlicht worden. Das Über-
einkommen trat am 1. März 1913 völkerrechtlich in Kraft.
Zu den Vertragsstaaten zählte vom Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Übereinkommens an auch Deutschland
(RGBl. 1913 S. 89). Heute gilt es in 48 Staaten, darunter
auch in der Bundesrepublik Deutschland (vgl. Bekannt-
machung vom 29. März 1954 (BGBl. 1954 II S. 467)). Das
deutsche Seehandelsrecht (§§ 740 ff. HGB) ist durch das
Gesetz über den Zusammenstoß von Schiffen sowie über
die Bergung und Hilfsleistung in Seenot vom 7. Januar
1913 (RGBl. 1913 S. 90) an das Übereinkommen ange-
passt worden.

Die Arbeiten an einer Neuregelung des Bergungsrechts
wurden durch mehrere schwere Tankerunfälle ausgelöst:
die Havarie der „Torrey Canyon“ im Jahre 1967 vor der
britischen Küste sowie die der „Amoco Cadiz“ im Jahre
1978 vor der französischen Küste. Unter dem Eindruck
dieser Schiffsunfälle wurde gefordert, das bis dahin gel-
tende Bergungsrecht zu modernisieren. Insbesondere der
in dem Übereinkommen von 1910 verankerte Grundsatz,
dass ohne erfolgreiche Bergung kein Bergelohn geschul-
det werde, wurde als kontraproduktiv und unter umwelt-
schutzpolitischen Gesichtspunkten als bedenklich ange-
sehen. Denn ohne einen entsprechenden ökonomischen
Anreiz werde der Berger geradezu davon abgehalten, die
riskante Bergung etwa eines havarierten Öltankers zu ver-
suchen.

Der Rechtsausschuss der Internationalen Seeschifffahrts-
Organisation (International Maritime Organization – IMO)
beschloss daraufhin im Jahre 1978 zu prüfen, ob das
Übereinkommen von 1910 revidiert oder ein neues Über-
einkommen ausgearbeitet werden sollte, um zu einer Ver-
besserung des Umweltschutzes zu gelangen. Zur Unter-
stützung seiner Arbeit ersuchte er im Jahre 1979 das CMI,
das Übereinkommen von 1910 zu überprüfen und gege-
benenfalls Änderungsvorschläge zu unterbreiten. Das
CMI setzte daraufhin eine Arbeitsgruppe ein, die sich
unter der Leitung des Norwegers Prof. Dr. Erling Selvig
mit einer Revision des Bergungsrechts befasste. Das CMI
beendete seine Arbeit auf einer Konferenz in Montreal im
Jahre 1981 mit der Verabschiedung eines Übereinkom-
mensentwurfs. 

Der CMI-Entwurf bildete die Grundlage für die weiteren
Beratungen des Rechtsausschusses der IMO. Im Jahre
1987 verabschiedete der Rechtsausschuss schließlich
einen – vom CMI-Entwurf abweichenden – Übereinkom-
mensentwurf. Dieser Entwurf wurde auf einer für die Zeit
vom 17. bis 28. April 1989 in London anberaumten Diplo-
matischen Konferenz beraten, an der neben Vertretern

aus zahlreichen zwischen- und nichtstaatlichen Organi-
sationen Delegationen aus 66 Staaten teilnahmen. Das
Ergebnis der Diplomatischen Konferenz ist das vorliegen-
de Übereinkommen.

Das Übereinkommen lag vom 1. Juli 1989 bis zum
30. Juni 1990 zur Zeichnung auf. Es wurde von 17 Staa-
ten, darunter am 23. Mai 1990 von der Bundesrepublik
Deutschland, gezeichnet. Am 14. Juli 1996 trat es ge-
mäß seinem Artikel 29 Abs. 1 völkerrechtlich in Kraft. Zu
den Staaten, die das Übereinkommen bisher ratifiziert
haben oder ihm beigetreten sind, zählen Ägypten, Austra-
lien, China, Dänemark, Georgien, Griechenland, Guyana,
Hongkong (China), Indien, Iran, Irland, Italien, Jordanien,
Kanada, Kenia, Kroatien, Lettland, Litauen, die Marshall-
inseln, Mexiko, die Niederlande, Nigeria, Norwegen,
Oman, die Russische Föderation, Saudi-Arabien, Schwe-
den, Schweiz, Tunesien, Vanuatu, die Vereinigten Arabi-
schen Emirate, die Vereinigten Staaten von Amerika
sowie das Vereinigte Königreich.

Das Übereinkommen umfasst 34 Artikel und gliedert sich
in fünf Teile: Kapitel I (Allgemeine Bestimmungen), Kapi-
tel II (Durchführung der Bergungsmaßnahmen), Kapitel III
(Rechte der Berger), Kapitel IV (Ansprüche) und Kapitel V
(Schlussbestimmungen). Es ist in arabischer, chinesi-
scher, englischer, französischer, russischer und spani-
scher Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist. Die Übersetzung in die deutsche
Sprache wurde auf einer Übersetzungskonferenz unter
Beteiligung Österreichs, der Schweiz und Deutschlands
erarbeitet.

Das Übereinkommen regelt – ebenso wie das Überein-
kommen von 1910 – die Rechte und Pflichten des Bergers
sowie des Schiffseigentümers und des Kapitäns bei der
Bergung eines Schiffs einschließlich sonstiger in Gefahr
befindlicher Gegenstände. Im Mittelpunkt der Regelun-
gen steht wie bei dem Übereinkommen von 1910 die
Frage, unter welchen Voraussetzungen der Berger eine
Vergütung für seine Tätigkeit erhalten kann. Dabei hält
das Übereinkommen im Grundsatz an dem im Überein-
kommen von 1910 verankerten, weithin anerkannten
Prinzip „no cure no pay“ fest, wonach ohne erfolgreiche
Bergung ein Bergelohnanspruch nicht besteht. Von die-
sem Prinzip der Erfolgsabhängigkeit der Vergütung wird
jedoch eine wichtige Ausnahme gemacht, um den heu-
tigen Anforderungen des Umweltschutzes gerecht zu
werden: Der Berger kann, auch wenn ihm wegen vollstän-
digen oder teilweisen Misslingens der Bergung ein Berge-
lohn nicht zusteht, zumindest eine sogenannte Sonder-
vergütung verlangen. Voraussetzung ist jedoch, dass von
dem havarierten Schiff oder seiner Ladung die Gefahr
eines Umweltschadens ausging. Der Berger erhält also
einen finanziellen Anreiz, sich bei der Durchführung von
Bergungsmaßnahmen für die Abwehr und Eindämmung
von Umweltschäden verstärkt einzusetzen. Die Höhe der
Sondervergütung bemisst sich nach den dem Berger ent-
standenen Kosten.

Der Umweltschutzgedanke wird auch an anderen Stellen
des Übereinkommens erstmalig verankert: So werden
sowohl der Berger als auch der Schiffseigentümer und
der Kapitän verpflichtet, während der Bergungsmaßnah-

Denkschrift
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men die gebotene Sorgfalt walten zu lassen, um Umwelt-
schäden zu verhüten oder zu begrenzen. Weiter sind bei
der Bemessung des Bergelohns für die erfolgreich durch-
geführte Bergung die Anstrengungen des Bergers in
Bezug auf die Verhütung oder Begrenzung von Umwelt-
schäden zu berücksichtigen.

Die Bundesregierung hält es für geboten, das Überein-
kommen von 1910 zur einheitlichen Feststellung von
Regeln über die Hilfsleistung und Bergung in Seenot zu
kündigen und das Übereinkommen von 1989 zu ratifizie-
ren. Das zuletzt genannte Übereinkommen sollte zeit-
gleich mit dem Außerkrafttreten des Übereinkommens
von 1910 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft
treten.

Das Bergungsübereinkommen von 1989 spielt bereits
heute in der Praxis eine bedeutende Rolle. Wichtige
Teile des Übereinkommens sind in dem vom Committee
of Lloyd’s herausgegebenen Standardformular für Ber-
gungsverträge („Lloyd’s Standard Form of Salvage
Agreement“ (LOF 1995)) berücksichtigt. Mit der Ratifika-
tion des Übereinkommens soll zu einer weiteren Durch-
setzung des Übereinkommens beigetragen werden. Dies
erscheint vor allem deshalb wichtig, weil das Überein-
kommen insbesondere mit der Begründung umweltbezo-
gener Sorgfaltspflichten bei Durchführung von Bergungs-
maßnahmen, mit der Berücksichtigung umweltbezogener
Anstrengungen des Bergers bei der Berechnung des Ber-
gelohns sowie mit der Durchbrechung des Prinzips der
erfolgsabhängigen Vergütung durch Garantierung einer
Mindestvergütung bei umweltrelevanten Bergungseinsät-
zen einen bedeutsamen Beitrag zu wirksamem Umwelt-
schutz leistet. Die finanzielle Absicherung der Einkünfte
des Bergers hat zugleich den positiven Effekt, dass das
Fortbestehen einer leistungsfähigen internationalen Ber-
gungsflotte gewährleistet ist.

Mit der Ratifikation des Übereinkommens soll zugleich
einer an die Mitgliedstaaten der Europäischen Union ge-
richteten Aufforderung des Rats der Europäischen Union
vom 24. März 1994, geeignete Maßnahmen für eine Rati-
fikation des Übereinkommens zu treffen, Rechnung
getragen werden. 

Die Ratifikation des Übereinkommens macht eine Reihe
von Änderungen, insbesondere eine Änderung des in
den §§ 740 bis 753 HGB verankerten geltenden Rechts
der Bergung und Hilfsleistung, erforderlich. Die Änderun-
gen sollen durch ein besonderes Gesetz vorgenommen
werden, dessen Entwurf den gesetzgebenden Körper-
schaften gleichzeitig mit dem Entwurf des Vertrags-
gesetzes zu dem Übereinkommen vorgelegt wird.

II. Bemerkungen zu den einzelnen Vorschriften

Kapitel I

Allgemeine Bestimmungen

Z u  A r t i k e l 1 – Begriffsbestimmungen

Artikel 1 legt fest, wie die Begriffe Bergungsmaßnahme,
Schiff, Vermögensgegenstand, Umweltschaden, Zah-
lung, Organisation und Generalsekretär im Sinne des
Übereinkommens zu verstehen sind.

Nach B u c h s t a b e a bedeutet „Bergungsmaßnahme“
jede Handlung oder Tätigkeit, mit der in Gewässern in

Gefahr befindlichen Schiffen oder sonstigen Vermögens-
gegenständen Hilfe geleistet wird. Die noch im Überein-
kommen von 1910 und im deutschen Recht (§ 740 HGB)
verwendeten Begriffe „Hilfsleistung und Bergung“ kennt
das Übereinkommen nicht mehr. Aufgegeben wird damit
insbesondere die im deutschen Recht (§ 740 HGB) beste-
hende begriffliche Unterscheidung danach, ob einem
Schiff vor Verlust der Verfügungsgewalt durch die Schiffs-
besatzung Hilfe geleistet wird (Hilfsleistung) oder ob es
nach Verlust der Verfügungsgewalt von dritten Personen
in Besitz genommen wird (Bergung). Angesichts dessen,
dass schon Artikel 1 des Übereinkommens von 1910 trotz
der Verwendung der Begriffe „Hilfsleistung“ und „Ber-
gung“ ausdrücklich eine Unterscheidung zwischen diesen
Maßnahmen untersagt und auch die meisten ausländi-
schen Rechtsordnungen nicht zwischen den Begriffen
differenzieren, wurde die Beibehaltung der im Überein-
kommen von 1910 verwendeten Terminologie nicht mehr
für sachgerecht gehalten. Die durch die Einführung eines
einheitlichen Begriffs bedingte Vereinfachung ist zu
begrüßen. Denn auch nach geltendem deutschen Recht
spielt die Unterscheidung zwischen Bergung und Hilfs-
leistung kaum eine Rolle mehr: Mit der Umsetzung des
Übereinkommens von 1910 in das deutsche Recht wurde
der entscheidende gesetzgeberische Grund für die Diffe-
renzierung zwischen Bergung und Hilfeleistung, nämlich
die unterschiedliche Bemessung der Vergütung, aufgege-
ben. An der Unterscheidung wurde nur wegen der Rege-
lung des Zurückbehaltungsrechts (vgl. § 752 Abs. 3 HGB)
und der Bestimmungen der inzwischen durch Artikel 35
des Dritten Rechtsbereinigungsgesetzes vom 28. Juni
1990 (BGBl. I S. 1221) aufgehobenen Strandungsord-
nung über die Verpflichtungen des Strandvogts bei Ber-
gung festgehalten (vgl. Verhandlungen des Reichstages,
XIII. Legislaturperiode, 1. Session 1912, Anlage zu den
Stenographischen Berichten Nr. 388 S. 8). 

Voraussetzung für das Vorliegen einer Bergungsmaß-
nahme im Sinne des Übereinkommens ist, dass sich das
Bergungsobjekt in Gefahr befindet. Der in der amtlichen
Übersetzung verwendete Begriff „Gefahr“ weicht von
dem Begriff ab, den das Übereinkommen von 1910 zur
einheitlichen Feststellung von Regeln über die Hilfs-
leistung und Bergung in Seenot für den in der französi-
schen Originalfassung verwendeten Begriff „danger“ ver-
wendet. Die Übersetzung berücksichtigt damit, dass
schon unter der Geltung des bisherigen Rechts der
Begriff „Seenot“ für missverständlich gehalten wurde,
weil er den Eindruck erweckte, als müsse sich das
Schiff auf See befinden und eine von Land aus beste-
hende Gefährdung eines Schiffes etwa im Hafen reiche
nicht aus. Um mögliche Widersprüche mit dem Überein-
kommen zu vermeiden, soll daher, wie in der Begrün-
dung zu § 740 HGB in der Fassung des Entwurfs eines
Dritten Seerechtsänderungsgesetzes ausgeführt, auch
im Handelsgesetzbuch auf die Verwendung des Begriffs
„Seenot“ verzichtet werden und stattdessen entspre-
chend der Terminologie auch des Binnenschifffahrts-
gesetzes (§ 93 BinSchG) der Begriff „Gefahr“ verwendet
werden.

Bergungsobjekt kann sowohl ein in Gefahr befindliches
Schiff (vgl. hierzu die Definition in Artikel 1 Buchstabe b
des Übereinkommens) als auch ein sonstiger in Gefahr
befindlicher Vermögensgegenstand sein. Abweichend
von Artikel 1 des Übereinkommens von 1910 und § 740
HGB ist es nicht erforderlich, dass sich der sonstige Ver-
mögensgegenstand an Bord eines Schiffes befindet. Viel-
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mehr kann, wie sich aus einem Umkehrschluss aus Arti-
kel 30 Abs. 1 Buchstabe b des Übereinkommens ergibt,
sogar ein Vermögensgegenstand Bergungsobjekt sein,
wenn überhaupt kein Schiff beteiligt ist. Erforderlich ist
allein, dass sich der Gegenstand in einem Gewässer
befindet, worunter nicht nur Küsten- oder Binnengewäs-
ser, sondern auch die Hohe See fallen. Allerdings kann
sich ein Staat nach Artikel 30 Abs. 1 Buchstabe a und b
vorbehalten, das Übereinkommen nicht anzuwenden,
wenn die Bergungsmaßnahmen in Binnengewässern
ergriffen werden und entweder alle beteiligten Schiffe Bin-
nenschiffe sind oder überhaupt kein Schiff beteiligt ist.
Wie zu Artikel 30 ausgeführt, soll jedoch von dieser Vor-
behaltsmöglichkeit kein Gebrauch gemacht werden. 

Die Bergungsmaßnahme selbst kann dagegen, wie bis-
her, sowohl vom Wasser aus als auch vom Land aus oder
aus der Luft ergriffen werden. Sie muss also nicht von
einem Schiff aus erbracht werden.

Nach B u c h s t a b e b ist unter einem „Schiff“ jedes See-
oder Binnenschiff, schwimmende Gerät oder schwimm-
fähige Bauwerk zu verstehen. Die Einbeziehung schwim-
mender Geräte in die Definition des Begriffs „Schiff“ und
damit in den Anwendungsbereich des Übereinkommens
entspricht im Wesentlichen geltender Rechtsauffassung:
So werden nach der Rechtsprechung und Literatur
Schwimmbagger und -krane als Schiffe angesehen (vgl.
BGH, Urteil vom 14. Dezember 1951, NJW 1952 S. 1135;
BGH, Urteil vom 17. April 1978, MDR 1978 S. 908; BGH,
Urteil vom 13. März 1980, BGHZ 76, 201 (203)). Anders
verhält es sich mit der Einordnung von Schiffsbauwerken.
Denn diese werden überwiegend nicht als Schiffe an-
gesehen. Im Ergebnis entspricht die Einbeziehung
schwimmfähiger Bauwerke in den Anwendungsbereich
der bergungsrechtlichen Sondervorschriften allerdings
geltendem Recht. Nach der Rechtsprechung des Han-
seatischen Oberlandesgerichts in Bremen vom 1. Novem-
ber 1973 (VersR 1975 S. 759) sind die bergungsrecht-
lichen Vorschriften des Handelsgesetzbuchs auf Schiffs-
bauwerke entsprechend anzuwenden. 

Abweichend von Artikel 1 des Übereinkommens von 1910
und § 740 Satz 2 HGB ist also das Übereinkommen auch
dann anzuwenden, wenn Bergungsmaßnahmen für ein in
Gefahr befindliches Binnenschiff erbracht werden. Dies
gilt selbst dann, wenn zugleich ein Seeschiff an der Ret-
tungsaktion nicht beteiligt ist. Allerdings kann sich ein
Vertragsstaat, wie bereits ausgeführt, nach Maßgabe des
Artikels 30 Abs. 1 Buchstabe a die Nichtanwendung des
Übereinkommens für den Fall vorbehalten, dass die Ber-
gungsmaßnahme in Binnengewässern stattfindet und an
ihr ausschließlich Binnenschiffe beteiligt sind.

Ob, wie nach geltendem deutschen Recht, auch ein
gesunkenes Schiff als Schiff angesehen werden kann, auf
das sich Bergungsmaßnahmen beziehen können, wird im
Übereinkommen nicht ausdrücklich geregelt. Der auf der
Diplomatischen Konferenz von Deutschland unterbreitete
Vorschlag, ausdrücklich im Übereinkommen klarzustel-
len, dass auch ein gesunkenes Schiff, soweit es nicht
Gegenstand von Wrackbeseitigungsmaßnahmen ist, als
Schiff im Sinne des Übereinkommens anzusehen ist,
wurde nicht angenommen, weil über die Abgrenzung zur
Wrackbeseitigung keine volle Einigung erzielt werden
konnte. Einigkeit bestand jedoch weitgehend darüber,
dass jedenfalls die Beseitigung von gesunkenen und
infolge Reparaturunfähigkeit für den Reeder wertlosen
Schiffen, also Gegenständen, die nach deutschem Ver-

ständnis unter den Begriff „Wrack“ fallen, nicht eine Ber-
gungsmaßnahme sein soll. 

B u c h s t a b e c erläutert den Begriff „Vermögensgegen-
stand“. Er stellt klar, dass hierunter jede Sache fällt, die
nicht auf Dauer und absichtlich an der Küste oder am Ufer
befestigt ist. Den Gegenstand von Bergungsmaßnahmen
können mithin auch Flugzeuge oder Flugschreiber bilden.
Nicht erfasst sind dagegen Gegenstände wie schwim-
mende Brücken oder Pontons.

Darüber hinaus sind nach Buchstabe c auch gefährdete
Ansprüche auf Frachtgeld als „Vermögensgegenstand“
im Sinne des Übereinkommens anzusehen. Diese Rege-
lung hat vor allem Bedeutung für die Bemessung des Ber-
gelohns nach Artikel 13 des Übereinkommens: Haben
Bergungsmaßnahmen dazu geführt, dass dem Eigen-
tümer des Schiffes der Anspruch auf die Fracht erhalten
bleibt, so ist wie im deutschen Recht (§ 745 Abs. 2 HGB)
auch der Wert dieses Anspruchs bei der Festsetzung des
Bergelohns zu berücksichtigen (Artikel 13 Abs. 1 Buch-
stabe a). Frachtansprüche können dagegen keinen
selbständigen Gegenstand der Bergungsmaßnahmen
bilden, da sie sich nicht, wie Buchstabe a erfordert, in
schiffbaren oder sonstigen Gewässern in Gefahr befinden
können.

In B u c h s t a b e d wird der Begriff „Umweltschaden“
definiert. Die Vorschrift hat vor allem Bedeutung für die in
Artikel 8 Abs. 1 Buchstabe b und Abs. 2 Buchstabe b ent-
haltenen Regelungen über die Pflichten des Bergers,
Schiffseigentümers, Kapitäns und Eigentümers sonstiger
in Gefahr befindlicher Vermögensgegenstände bei der
Durchführung der Bergungsmaßnahmen sowie für die
Regelungen über die Bemessung des Bergelohns und der
Sondervergütung (Artikel 13 Abs. 1 Buchstabe b, Arti-
kel 14 Abs. 2 und 5).

Nach Buchstabe d setzt der Begriff „Umweltschaden“
eine erhebliche physische Schädigung durch Verschmut-
zung, Verseuchung, Feuer, Explosion oder ähnliche
schwerwiegende Ereignisse voraus. Als „ähnliche Ereig-
nisse“ im Sinne dieser Definition sind dabei auch die Fälle
anzusehen, in denen die physische, chemische oder bio-
logische Beschaffenheit des Gewässers verändert wird,
ohne dass es sich hierbei um eine Verschmutzung oder
Verseuchung handelt. 

Weitere Voraussetzung für das Vorliegen eines Umwelt-
schadens ist, dass der Schaden der menschlichen
Gesundheit oder der Fauna und Flora des Meeres oder
den Meeresressourcen in Küsten- oder Binnengewässern
oder angrenzenden Gebieten zugefügt wird. Was unter
dem Begriff „angrenzende Gebiete“ zu verstehen ist, lässt
das Übereinkommen offen. Unzweifelhaft dürfte hierunter
die Anschlusszone im Sinne des Artikels 33 des See-
rechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom
10. Dezember 1982 (BGBl. 1994 II S. 1798) zu verstehen
sein. Auch Küstenstreifen dürften erfasst sein. Dass da-
rüber hinaus auch die jenseits des Küstenmeers und der
Anschlusszone gelegene ausschließliche Wirtschaftszone
im Sinne des Artikels 55 des Seerechtsübereinkommens
gemeint ist und damit – ähnlich wie bei Verschmutzungs-
schäden im Sinne des Artikels II des Haftungsüberein-
kommens von 1992 (BGBl. 1996 II S. 670) – auch Umwelt-
schäden, die in der nach Völkerrecht festgelegten aus-
schließlichen Wirtschaftszone eingetreten sind, in den
Anwendungsbereich des Übereinkommens fallen, er-
scheint dagegen zweifelhaft. Von der Anwendung des
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Übereinkommens in jedem Falle ausgeschlossen dürften
aber jedenfalls Schäden sein, die der Meeresumwelt auf
der Hohen See zugefügt wurden.

Der Zahlungsbegriff umfasst nach der Definition in
B u c h s t a b e e jegliche Vergütung nach diesem Über-
einkommen.

Die B u c h s t a b e n f und g stellen klar, dass mit „Orga-
nisation“ die IMO und mit „Generalsekretär“ der IMO-
Generalsekretär gemeint ist.

Z u  A r t i k e l 2 – Anwendung des Übereinkommens

Artikel 2 bestimmt in Anlehnung an Artikel 15 Abs. 1 des
Übereinkommens vom 19. November 1976 über die
Beschränkung der Haftung für Seeforderungen (BGBl.
1986 II S. 786), dass das Übereinkommen in den Ver-
tragsstaaten als lex fori anzuwenden ist. Unbeachtlich ist,
ob an dem Rechtsstreit Angehörige eines Vertragsstaates
oder Schiffe aus Vertragsstaaten beteiligt sind. Für die
grundsätzliche Anwendbarkeit reicht vielmehr aus, wenn
ein den Regelungsgegenstand des Übereinkommens
berührender Rechtsstreit vor einem Gericht oder einem
Schiedsgericht eines Vertragsstaates anhängig gemacht
wird. Allerdings kann sich ein Staat gemäß Artikel 30
Abs. 1 Buchstabe c das Recht vorbehalten, das Überein-
kommen nicht anzuwenden, wenn alle Betroffenen
Staatsangehörige dieses Staates sind. Wie zu der ge-
nannten Vorschrift ausgeführt, soll allerdings von der
Vorbehaltsmöglichkeit von Deutschland kein Gebrauch
gemacht werden. 

Der Anwendungsbereich des Übereinkommens ist damit
wesentlich weiter gefasst als der des Übereinkommens
von 1910. Denn Letzteres ist nach seinem Artikel 15 nur
anzuwenden, wenn das bergende oder das geborgene
Schiff einem Vertragsstaat angehört und wenn Gericht
und Beteiligte nicht ausschließlich demselben Vertrags-
staat angehören. Außerdem eröffnet das Übereinkommen
von 1910 die Möglichkeit, das Übereinkommen auf
Angehörige eines Nichtvertragsstaates nicht anzuwen-
den, soweit die Gegenseitigkeit nicht gewährleistet ist.
Die §§ 740 ff. HGB kennen jedoch keine derartige Ein-
schränkung.

Die mit Artikel 2 vorgenommene Ausweitung des Anwen-
dungsbereichs des Übereinkommens dient dem Ziel, dem
neuen internationalen Bergungsrecht zu möglichst weiter
Anwendung zu verhelfen. Angesichts der Schwierigkeit,
mit Hilfe des Internationalen Privatrechts das anwendbare
Recht zu bestimmen, wenn die Anwendungsvoraus-
setzungen des Übereinkommens nicht erfüllt sind, trägt
die Ausweitung des Anwendungsbereichs zugleich zu
einer erheblichen Vereinfachung bei der Rechtsanwen-
dung bei: Soweit künftig vor einem deutschen Gericht ein
Verfahren anhängig gemacht wird, das sich auf Gegen-
stände bezieht, die von dem Übereinkommen geregelt
sind, bedarf es nicht mehr der Prüfung, unter welcher
Flagge das gerettete Schiff fährt oder in wessen Hoheits-
gewässern die Bergungsmaßnahmen erbracht worden
sind. Die mit der lex-fori-Regel verbundene Gefahr des
sogenannten forum shopping, also der Gefahr, dass der
Gläubiger durch Wahl des Gerichtsstands etwa in einem
Nichtvertragsstaat Einfluss auf die Anwendung des ihm
günstigsten Rechts nehmen kann, dürfte gegenüber dem
dargestellten Vorteil der lex-fori-Regel von untergeordne-
ter Bedeutung sein. Denn angesichts der bereits jetzt
bestehenden großen Anzahl von Vertragsstaaten ist

gewährleistet, dass international in großem Ausmaß das-
selbe Recht gilt.

Z u  A r t i k e l 3 – Plattformen und Bohreinrichtungen

Artikel 3 nimmt Plattformen und der Küste vorgelagerte
bewegliche Bohreinrichtungen, wenn sie sich vor Ort im
Einsatz befinden, von der Anwendung des Übereinkom-
mens aus. Die Ausnahmeregelung wurde auf Vorschlag
der Vereinigten Staaten auf der Diplomatischen Konfe-
renz eingefügt. Sie soll dem Umstand Rechnung tragen,
dass ein herkömmlicherweise nur mit der Bergung von
Schiffen befasster Berger regelmäßig nicht über die für
die Bergung von Plattformen und Bohreinrichtungen not-
wendigen Kenntnisse verfügt und daher insoweit Sonder-
vorschriften zur Anwendung kommen müssen. 

Z u  A r t i k e l 4 – Staatsschiffe

Nach A b s a t z 1 sind Kriegs- und andere nicht Handels-
zwecken dienende Staatsschiffe, die Staatenimmunität
genießen, von der Anwendung des Übereinkommens
grundsätzlich ausgeschlossen. Jeder Vertragsstaat kann
jedoch bestimmen, dass auf die ihm gehörenden oder
von ihm betriebenen Schiffe das Übereinkommen unein-
geschränkt oder aber unter bestimmten Bedingungen
anzuwenden ist. Macht er von dieser Möglichkeit Ge-
brauch, so muss er dies nach A b s a t z 2 dem General-
sekretär der IMO notifizieren und gegebenenfalls die
Bedingungen mitteilen, unter denen das Übereinkommen
auf Staatsschiffe anzuwenden ist.

Die Ausnahmebestimmung für Kriegs- und andere
Staatsschiffe folgt im Grundsatz Artikel 14 des Bergungs-
übereinkommens von 1910, weicht jedoch von Artikel 1
des von der Bundesrepublik Deutschland nicht ratifizier-
ten Protokolls vom 27. Mai 1967 zur Änderung des am
23. September 1910 in Brüssel unterzeichneten Überein-
kommens zur einheitlichen Feststellung von Regeln über
die Hilfsleistung und Bergung in Seenot ab, wonach
Staatsschiffe den Handelsschiffen gleichgestellt werden.
Soweit die Immunität der Staatsschiffe, auch im Hinblick
auf Pfand- und Zurückbehaltungsrechte, gewahrt bleibt,
besteht kein sachlicher Grund dafür, von einem Staats-
schiff oder zugunsten eines solchen Schiffes erbrachte
Bergungsmaßnahmen rechtlich anders zu behandeln als
Bergungsmaßnahmen eines Kauffahrteischiffes oder zu-
gunsten eines solchen Schiffes. Dies entspricht auch
der allgemeinen Auffassung in der Literatur und der gel-
tenden Praxis. Daher soll von der in Artikel 4 Abs. 1
genannten Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, das
Übereinkommen auch für Kriegs- und sonstige der Staa-
tenimmunität unterworfene Staatsschiffe für anwendbar
zu erklären. Dies soll jedoch nicht uneingeschränkt
gelten: Nicht angewendet werden sollen, wie in Artikel 1
Nr. 2 des  Entwurfs eines Dritten Seerechtsänderungs-
gesetzes vorgeschlagen, die Regelungen über Pfand-
und Zurückbehaltungsrechte des Gläubigers und über
dessen Anspruch auf Sicherheitsleistung (§§ 751 bis 753
HGB-Entwurf). Auf die Begründung zu den genannten
Vorschriften wird verwiesen.

Z u  A r t i k e l 5 – Behördlich überwachte Bergungsmaß-
nahmen

A b s a t z 1 bestimmt, wie schon Artikel 13 des Überein-
kommens von 1910, dass nationale und internationale
Vorschriften über öffentlich-rechtliche Maßnahmen aus
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Anlass eines in Gefahr befindlichen Schiffes oder sonsti-
gen Vermögensgegenstandes unberührt bleiben.

Ungeachtet der in Absatz 1 enthaltenen Regelung können
aber, wie A b s a t z 2 ausdrücklich klarstellt, Berger, die
behördliche oder behördlich überwachte Bergungsmaß-
nahmen durchführen, die nach dem Übereinkommen vor-
gesehenen Rechte und Rechtsbehelfe für sich in
Anspruch nehmen. Eine Behörde kann dies nach A b -
s a t z  3 jedoch nur, soweit das Recht des Staates, in dem
sich die Behörde befindet, dies zulässt. Stammt die
Behörde aus einem Nichtvertragsstaat und lässt das
Recht dieses Staates nicht zu, dass die Behörde für ihre
Leistungen eine Vergütung verlangen kann, so kann sie
sich auch dann nicht auf die Vorschriften dieses Überein-
kommens berufen, wenn ein Verfahren vor einem Ver-
tragsstaat des Übereinkommens anhängig ist.

Z u  A r t i k e l  6 – Bergungsverträge

Der sachliche Anwendungsbereich des Übereinkommens
erstreckt sich nach A b s a t z 1 auf alle Bergungsmaßnah-
men im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a, also auf jede
Maßnahme, die unternommen wird, um einem Schiff oder
einem sonstigen in Gefahr befindlichen Vermögensge-
genstand Hilfe zu leisten. Obwohl Artikel 6 die Überschrift
„Bergungsverträge“ führt, regelt das Übereinkommen
nach dieser Vorschrift mithin nicht nur Bergungsverträge,
sondern auch Bergungsmaßnahmen, die ohne einen
zugrunde liegenden Bergungsvertrag durchgeführt wer-
den.

Die Vorschriften des Übereinkommens sind, wie Absatz 1
weiter bestimmt, dispositiv. Die im geltenden Recht
bestehende Privatautonomie bleibt also auch weiterhin
gewährleistet. Eine Ausnahme hiervon macht allerdings
A b s a t z 3 für Artikel 7, der den Grundsatz von Treu und
Glauben normiert, sowie für Artikel 8 Abs. 1 Buchstabe b
und Abs. 2 Buchstabe b, die die Pflicht zur Verhütung
oder Begrenzung von Umweltschäden regeln. Diese in
Absatz 3 enthaltene Ausnahmeregelung macht deutlich,
welch hoher Stellenwert dem Umweltschutz im Überein-
kommen eingeräumt wird: Durch die Beschränkung der
Privatautonomie soll sichergestellt werden, dass unge-
achtet dessen, welche Rechte und Pflichten die an einer
Bergung beteiligten Personen nach einem Bergungsver-
trag haben, die Pflicht zur Verhütung oder Begrenzung
von Umweltschäden in jedem Falle beachtet wird.

Neu im Vergleich zum Übereinkommen von 1910 ist die in
A b s a t z 2 enthaltene Regelung über die Vertretung des
Schiffseigentümers und der Eigentümer der an Bord be-
findlichen Vermögensgegenstände bei Abschluss eines
Bergungsvertrages. Die Regelung ist in das Übereinkom-
men aufgenommen worden, weil die Frage, ob und wie
weit der Kapitän oder auch der Schiffseigentümer vertre-
tungsbefugt ist und mit wem der Berger Vertragsverhand-
lungen aufnehmen kann, international sehr unterschied-
lich beantwortet wird. Das Fehlen einer klaren und inter-
national einheitlichen Regelung war als Hemmnis für eine
zügige Abwicklung von Bergungsmaßnahmen angesehen
worden. 

Nach A b s a t z 2 S a t z 1 ist der Kapitän gesetzlicher
Bevollmächtigter des Schiffseigentümers bei Abschluss
eines Bergungsvertrages. Unbeachtlich ist, wo sich das
Schiff zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses befin-
det. Abweichend vom geltenden deutschen Recht

(§§ 526, 527 HGB) kann also der Kapitän den Reeder
auch dann vertreten, wenn sich das Schiff im Heimat-
hafen befindet.

Nach A b s a t z 2 S a t z 2 ist der Kapitän darüber hinaus
auch gesetzlicher Vertreter der Eigentümer der an Bord
des Schiffes befindlichen Vermögensgegenstände. Er ist
also nicht nur befugt, im eigenen Namen über die Ladung
zu verfügen, sondern er kann Verträge abschließen, die
unmittelbar für und gegen die Eigentümer der an Bord
befindlichen Gegenstände wirken.

Diese Regelung weicht deutlich vom geltenden deut-
schen Recht ab, das seit Inkrafttreten von Artikel 1 Nr. 17
des Seerechtsänderungsgesetzes vom 21. Juni 1972
(BGBl. I S. 966) eine gesetzliche Vertretungsmacht des
Kapitäns zum Abschluss schuldrechtlicher Verträge für
die Ladungsbeteiligten nicht mehr kennt. Die bis dahin
bestehende gesetzliche Vertretungsmacht wurde aufge-
hoben, weil es für nicht sachgerecht angesehen wurde,
wenn die Ladungsbeteiligten infolge des Wegfalls der bis
dahin in § 535 Abs. 2 und 3 HGB für die Ladungsbeteilig-
ten vorgesehenen beschränkt-dinglichen Haftung mit dem
Ladungsvermögen künftig durch Verträge des Kapitäns
persönlich verpflichtet würden (vgl. Begründung zum Ent-
wurf eines Seerechtsänderungsgesetzes, Bundestags-
Drucksache VI/2225, S. 23). Gleichwohl erscheint die im
Übereinkommen enthaltene Regelung nicht nur vertret-
bar, sondern auch durchaus sinnvoll. Denn die im Über-
einkommen vorgesehene gesetzliche Vertretungsmacht
des Kapitäns bezieht sich ausschließlich auf den Ab-
schluss von Bergungsverträgen, nicht dagegen auf den
Abschluss sonstiger Verträge. Da der Inhalt eines Ber-
gungsvertrages im Übereinkommen umschrieben wird,
kann der Vertrag, soweit er vom Übereinkommen ab-
weicht, an diesem gemessen werden. Sind Bestimmun-
gen des Vertrages unbillig, so hat der Ladungseigentümer
unter den Voraussetzungen des Artikels 7 die Möglich-
keit, die Nichtigkeit dieser Bestimmungen geltend zu
machen oder eine Abänderung des Vertrages zu verlan-
gen. Eine zu weitreichende Gefährdung der Interessen
der Ladungseigentümer erscheint daher nicht gegeben.
Andererseits hat der Berger die Möglichkeit, gleichlauten-
de Bergungsverträge mit allen Beteiligten abzuschließen
und damit nicht unterschiedlichen Regelungen unterwor-
fen zu sein.

Gleiches gilt für die weitere in A b s a t z 2 S a t z 2 ent-
haltene Regelung über die gesetzliche Vertretungsmacht
des Schiffseigentümers. Diese auf Vorschlag des interna-
tionalen Bergungsverbandes International Salvage Union
(ISU) in das Übereinkommen aufgenommene Regelung
dient dazu, etwa in Fällen, in denen die Funkverbindun-
gen auf dem Schiff gestört sind oder das Schiff verlassen
wurde, zu ermöglichen, dass auch der Schiffseigentümer
selbst die notwendigen Bergungsverträge mit Wirkung
auch für andere Beteiligte abschließen kann. 

Eine Definition des Begriffs „Schiffseigentümer“ enthält
das Übereinkommen nicht. Angesichts der Entstehungs-
geschichte der Vorschrift dürfte jedoch entgegen einer
teilweise in der Literatur vertretenen Auffassung nur der
Reeder und ein sonstiger, das Schiff zur Seefahrt verwen-
dender Eigentümer, nicht aber der Ausrüster im Sinne von
§ 510 HGB als Schiffseigentümer im Sinne des Überein-
kommens anzusehen sein. Denn ein auf der diploma-
tischen Konferenz unterbreiteter Vorschlag Frankreichs
und Saudi-Arabiens, die gesetzliche Vertretungsmacht
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des Kapitäns auch auf die Vertretung eines „Betreibers“
(„operators“) zu erstrecken, wurde abgelehnt.

Z u  A r t i k e l 7 – Nichtigerklärung und Abänderung von
Verträgen

Artikel 7 räumt, wie schon Artikel 7 des Übereinkommens
von 1910 und § 747 HGB, dem Gericht die Befugnis ein,
in den Bergungsvertrag einzugreifen. So kann das Gericht
nach B u c h s t a b e a den Bergungsvertrag für nichtig
erklären oder abändern, wenn eine der Vertragsparteien
dies mit der Begründung begehrt, der Vertrag sei infolge
unzulässiger Beeinflussung (Arglist) oder unter dem Ein-
fluss der Gefahr geschlossen worden und enthalte un-
billige Bestimmungen. Die gleiche Befugnis steht dem
Gericht nach B u c h s t a b e  b zu, wenn der Vertrag mit
der Begründung angefochten wurde, die vereinbarte Zah-
lung stehe außer Verhältnis zu den tatsächlich erbrachten
Leistungen. 

Diese in Artikel 7 enthaltenen, nach Artikel 6 Abs. 3 nicht
abdingbaren Regelungen stellen, wie zu Artikel 6 Abs. 2
ausgeführt, ein wichtiges Korrektiv vor allem dafür dar,
dass der Kapitän kraft seiner gesetzlichen Vertretungs-
befugnis nach Artikel 6 Abs. 2 einen Bergungsvertrag mit
Wirkung für die Ladungseigentümer schließen kann, ohne
dass diese Einfluss auf den Inhalt des Vertrages nehmen
können.

Kapitel II

Durchführung der Bergungsmaßnahmen

Z u  A r t i k e l 8 – Pflichten des Bergers sowie des Eigen-
tümers und des Kapitäns

Artikel 8 regelt im Vergleich mit dem Übereinkommen von
1910 erstmalig, welche Pflichten der Berger, der Schiffs-
eigentümer, der Eigentümer anderer in Gefahr befind-
licher Gegenstände sowie der Kapitän untereinander
haben. 

Die Pflichten des Bergers werden in A b s a t z 1 um-
schrieben. B u c h s t a b e a normiert zunächst den allge-
meinen – im deutschen Recht aus allgemeinem Vertrags-
recht oder, bei Geschäftsführung ohne Auftrag, aus den
§§ 680, 276 BGB zu entnehmenden – Grundsatz, dass
den Berger für die Durchführung der von ihm ergriffenen
Bergungsmaßnahmen eine Sorgfaltspflicht trifft. Als Sorg-
faltsmaßstab nennt das Übereinkommen dabei die
„gebotene Sorgfalt“. Was hierunter zu verstehen ist, lässt
das Übereinkommen offen. Mit Blick auf die Entstehungs-
geschichte der Vorschrift und der bei ihrer Ausarbeitung
vom Rechtsausschuss der IMO im Jahre 1986 getroffe-
nen Entscheidung, davon abzusehen, im Übereinkommen
zu präzisieren, dass sich der Berger bei Anwendung der
gebotenen Sorgfalt nach besten Kräften bemühen muss,
einen Umweltschaden abzuwenden oder zu verringern
(„In so doing, the salvor shall also use his best endea-
vours to prevent or minimize damage to the environ-
ment.“), dürfte kein schärferer Sorgfaltsmaßstab als der
nach allgemeiner Vertragshaftung anzulegen sein. Anders
als in § 680 BGB dürfte allerdings der Begriff auch nicht
dahin auszulegen sein, dass erst bei Vorsatz oder grober
Fahrlässigkeit eine Sorgfaltspflichtverletzung anzuneh-
men ist. 

Um zu erreichen, dass auch der Umwelt die gebotene
Aufmerksamkeit geschenkt wird, wird darüber hinaus

nach B u c h s t a b e b vorgeschrieben, dass der Berger
bei Erfüllung seiner in Buchstabe a normierten Sorgfalts-
pflicht auch die gebotene Sorgfalt walten lässt, um
Umweltschäden zu verhüten oder zu begrenzen. Bei die-
ser Pflicht handelt es sich nicht um eine öffentlich-recht-
liche. Auch insoweit geht es nur um eine Pflicht, die der
Berger gegenüber dem Schiffseigentümer oder den
Eigentümern der sonstigen in Gefahr befindlichen Ver-
mögensgegenstände hat. Angesichts der Bedeutung, die
das Übereinkommen dem Umweltschutz beimisst, ist es
nach Artikel 6 Abs. 3 des Übereinkommens nicht möglich,
diese Verpflichtung vertraglich abzubedingen.

Zu den Pflichten des Bergers zählen weiter nach B u c h -
s t a b e c die Pflicht, erforderlichenfalls andere Berger
um Unterstützung zu bitten, sowie nach B u c h s t a b e d
die Pflicht, auf vernünftiges Ersuchen anderer an der
Bergung beteiligter Personen das Tätigwerden anderer
Berger zu dulden. Zugleich schränkt Buchstabe d die
Regelungen in Artikel 13 Abs. 1 Buchstabe c und e und
Artikel 15 Abs. 1 ein, wonach sich der Anspruch eines
Bergers auf Bergelohn reduzieren kann, wenn mehrere
Personen an der Bergung mitwirken. Nach Buchstabe d
bleibt der Anspruch auf Bergelohn ungeschmälert, wenn
sich später herausstellt, dass die Hinzuziehung anderer
Berger auf Ersuchen Dritter unnötig war. 

A b s a t z 2 umschreibt die Pflichten des Schiffseigen-
tümers, des Kapitäns und der Eigentümer der sonstigen
in Gefahr befindlichen Vermögensgegenstände gegen-
über dem Berger während der von ihm ergriffenen Ber-
gungsmaßnahmen. So sind die genannten Personen vor
allem dann, wenn kein Bergungsvertrag abgeschlossen
wurde, nicht nur, wie nach geltendem Recht (§ 679 BGB,
Artikel 3 des Übereinkommens von 1910), verpflichtet, die
ergriffenen Bergungsmaßnahmen zu dulden. Vielmehr
wird ihnen eine Mitwirkungspflicht auferlegt: Nach
B u c h s t a b e  a müssen sie mit dem Berger während der
Bergung in jeder Hinsicht zusammenarbeiten. Dabei müs-
sen sie, wie B u c h s t a b e  b verlangt, die gebotene Sorg-
falt walten lassen, um Umweltschäden zu verhüten oder
zu begrenzen; diese Pflicht kann, ebenso wie die korres-
pondierende Pflicht des Bergers nach Absatz 1 Buch-
stabe b, nicht durch Vertrag abbedungen werden (Arti-
kel 6 Abs. 3 des Übereinkommens). Schließlich müssen
der Kapitän oder die Eigentümer der in Sicherheit
gebrachten Gegenstände nach B u c h s t a b e c diese
Gegenstände auf Ersuchen des Bergers zurücknehmen. 

Welche Folgen sich aus einer Verletzung der in den
Absätzen 1 und 2 genannten Pflichten ergeben, sagt das
Übereinkommen nicht. Mit dem Hinweis darauf, dass die
Pflichten jeweils gegenüber den anderen an der Bergung
beteiligten Personen bestehen, stellt Artikel 8 lediglich
klar, dass es sich bei diesen Pflichten nicht um öffentlich-
rechtliche handelt. Darüber hinaus ergibt sich aus den
Artikeln 13 und 14, dass die Verletzung der dem Berger
obliegenden Sorgfaltspflicht Einfluss auf die Bemessung
des Bergelohnanspruchs sowie des Anspruchs auf Son-
dervergütung hat. Werden Bergungsmaßnahmen durch
Verschulden des Bergers veranlasst oder schwieriger, so
kann dem Berger nach Artikel 18 sogar die Zahlung ver-
sagt werden.

Z u  A r t i k e l 9 – Rechte der Küstenstaaten

Nach Artikel 9 berührt das Übereinkommen nicht das
Recht eines Küstenstaates, in Übereinstimmung mit den



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 25 – Drucksache 14/4673

allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts
Maßnahmen zum Schutz seiner Küste oder damit zusam-
menhängender Interessen vor Verschmutzung wegen
eines Seeunfalls zu treffen. Durch diese auf der Diplo-
matischen Konferenz im Jahre 1989 entworfene, an Arti-
kel 221 des Seerechtsübereinkommens der Vereinten
Nationen vom 10. Dezember 1982 (BGBl. 1994 II S. 1798)
angelehnte Regelung soll klargestellt werden, dass Vor-
schriften zum Küstenschutz einschließlich solcher, die
behördliche Weisungsbefugnisse in Bezug auf Bergungs-
maßnahmen vorsehen, auch weiterhin erlassen werden
können, ohne dass dies im Widerspruch mit dem Über-
einkommen steht. 

Z u  A r t i k e l 10 – Pflicht zur Hilfeleistung

Artikel 10 entspricht Artikel 11 und 12 des Überein-
kommens von 1910: A b s a t z 1 erlegt jedem Kapitän die
Verpflichtung auf, Menschen, die sich auf See in Lebens-
gefahr befinden, zu helfen, soweit er dazu ohne ernsthaf-
te Gefährdung seines Schiffes und der an Bord befind-
lichen Personen in der Lage ist; A b s a t z  2 verlangt von
den Vertragsstaaten, durch geeignete Maßnahmen, etwa
entsprechende Sanktionen, sicherzustellen, dass diese
Pflicht erfüllt wird; A b s a t z  3 stellt schließlich klar, dass
der Schiffseigentümer nicht für die Erfüllung der Verpflich-
tung des Kapitäns verantwortlich ist.

Im deutschen Recht ist die Verpflichtung, Menschenleben
zu retten, nicht in den bergungsrechtlichen Vorschriften
der §§ 740 ff. HGB geregelt. Die Nichtbeachtung dieser
Pflicht ist vielmehr strafrechtlich sanktioniert. § 323c
StGB bedroht denjenigen mit Strafe, der bei Unglücksfäl-
len oder gemeiner Gefahr oder Not nicht Hilfe leistet,
obwohl dies erforderlich und ihm den Umständen nach
zuzumuten, insbesondere ohne erhebliche eigene Gefahr
und ohne Verletzung anderer wichtiger Pflichten möglich
ist. Damit ist der Verpflichtung des Absatzes 2 Genüge
getan. Außerdem soll nach dem Entwurf eines Dritten
Seerechtsänderungsgesetzes in der Anlage zum Schiffs-
sicherheitsgesetz auf die in Artikel 10 des Übereinkom-
mens begründete Pflicht hingewiesen und damit die
Beachtung dieser Regelung als allgemeine Schiffssicher-
heitsregelung gewährleistet werden.

Z u  A r t i k e l 11 – Zusammenarbeit

Die Vorschrift unterstreicht die Notwendigkeit der Zusam-
menarbeit zwischen Bergern, anderen Beteiligten und
Behörden, um einen erfolgreichen Ausgang der Ber-
gungsmaßnahmen zu fördern. Da gerade einzelstaatliche
Rechtsvorschriften diese Zusammenarbeit oft erschwe-
ren, appelliert Artikel 11 an die Vertragsstaaten, bei Erlass
von Vorschriften etwa über das Anlaufen von Häfen durch
in Gefahr geratene Schiffe diese Notwendigkeit zu
berücksichtigen. Eine Verpflichtung der Vertragsstaaten
zur Zusammenarbeit mit anderen Beteiligten und Behör-
den normiert Artikel 11 dagegen nicht.

Kapitel III

Rechte der Berger

Z u  A r t i k e l 12 – Voraussetzungen für den Anspruch auf
Bergelohn

Artikel 12 stellt eine der Kernvorschriften des Überein-
kommens dar. Wie das Übereinkommen von 1910 in
seinem Artikel 2 Abs. 1 und 2 und das deutsche Recht in

§ 741 Abs. 1 HGB hält auch er in den A b s ä t z e n 1 und 2
an dem weltweit anerkannten Grundsatz „no cure no pay“
fest: Ein Anspruch auf Bergelohn besteht grundsätzlich
nur bei erfolgreich durchgeführten Bergungsmaßnahmen.
Zwar könnte Absatz 1 in seiner englischen Fassung („use-
ful result“) und in seiner französischen Fassung („résultat
utile“) den Eindruck erwecken, als würde auch eine nicht
erfolgreiche, aber nützliche Bergungsmaßnahme An-
sprüche auf Bergelohn auslösen. Die in Übereinstimmung
mit Artikel 2 des Übereinkommens von 1910 gefertigte
deutsche Übersetzung bringt jedoch das Gewollte deut-
licher zum Ausdruck. Käme es nicht auf den Erfolg
der Bergungsmaßnahme für die Begründung eines An-
spruchs auf Bergelohn an, würde Artikel 14, der in den
Fällen, in denen umweltbezogene, wenngleich erfolglose
Maßnahmen ergriffen wurden, dem Berger einen An-
spruch auf Sondervergütung zubilligt, keinen Sinn ma-
chen. Denn Artikel 14 ist, wie der Hinweis in Absatz 2 auf
abweichende Vorschriften des Übereinkommens deutlich
macht, gerade eine der Ausnahmen von dem Grundsatz
„no cure no pay“: Ausnahmsweise können auch ohne den
gewünschten Erfolg Zahlungen gefordert werden, wenn
sich die Maßnahmen, weil sie der Umwelt zugute kom-
men, als nützlich erweisen.

Neben Artikel 14, der im geltenden Recht kein Vorbild
hat und eine der wichtigsten Ausnahmen vom Grundsatz
„no cure no pay“ ist, gestattet noch Artikel 6 Abs. 1 ein
Abweichen von diesem Grundsatz. Danach bleibt es den
Parteien vorbehaltlich der Regelung des Artikels 7 unbe-
nommen, eine erfolgsunabhängige Vergütung zu verein-
baren. Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Erläute-
rung zu den genannten Vorschriften verwiesen.

A b s a t z 3 stellt, wie schon Artikel 5 des Übereinkom-
mens von 1910 und mit ihm übereinstimmend § 743 HGB,
klar, dass die Vorschriften über die Rechte des Bergers
auch dann anwendbar sind, wenn das in Gefahr befind-
liche Schiff von einem Schwesterschiff, also von einem
demselben Eigentümer gehörenden Schiff gerettet
wurde. 

Von Bedeutung ist diese Vorschrift vor allem für die
Schiffsmannschaft des bergenden Schwesterschiffs.
Denn sie ermöglicht es, dass die Schiffsbesatzung, wenn
ihr, wie in § 746 HGB in der Fassung des beiliegenden
Entwurfs eines Dritten Seerechtsänderungsgesetzes auf
Grund der Regelung in Artikel 15 Abs. 2 des Übereinkom-
mens vorgesehen, im Falle der erfolgreichen Bergung ein
Anteil am Bergelohn zugebilligt wird, einen Teil an der für
die Bergung zu entrichtenden Vergütung auch dann ver-
langen kann, wenn der Eigentümer des geborgenen
Schiffes derselbe ist, der auch Eigentümer des bergenden
Schiffes ist. Weiter hat die Regelung Bedeutung für die
gemäß Artikel 20 Abs. 1 des Übereinkommens nach dem
jeweils anwendbaren Recht zu beantwortende Frage,
welche Schiffsgläubigerrechte an dem geretteten Schiff
entstanden sind. Da auch der sein eigenes Schiff rettende
Berger einen Anspruch auf Bergelohn hat, kann er nach
§ 754 Abs. 1 Nr. 4 HGB auch ein Schiffsgläubigerrecht an
seinem eigenen Schiff erwerben.

Z u  A r t i k e l 13 – Kriterien für die Festsetzung des Berge-
lohns

Artikel 13 bestimmt in Ergänzung zu Artikel 12, wie der bei
erfolgreicher Bergung geschuldete Bergelohn zu bemes-
sen ist und wer diesen zu zahlen verpflichtet ist.
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Nach A b s a t z 1 sind die folgenden zehn Kriterien bei der
Bemessung des Bergelohns zu berücksichtigen: der Wert
der geborgenen Gegenstände (B u c h s t a b e a), die
Sachkunde und Anstrengungen des Bergers bei der
Durchführung umweltbezogener Maßnahmen (B u c h -
s t a b e b) und Maßnahmen zugunsten zu bergender
Gegenstände und Personen (B u c h s t a b e e), Art und
Ausmaß der Gefahr (B u c h s t a b e d) sowie des erzielten
Erfolgs (B u c h s t a b e c), Zeitaufwand und Unkosten des
Bergers (B u c h s t a b e f), das für den Berger und seine
Ausrüstung bestehende Risiko (B u c h s t a b e g), die
Geschwindigkeit, in der die Bergungsleistungen erbracht
wurden (B u c h s t a b e h), die Verfügbarkeit und der Ein-
satz von Bergungsgerät (B u c h s t a b e i) sowie dessen
Tauglichkeit und Wert (B u c h s t a b e j).

Die Liste der aufgeführten Kriterien stimmt im Wesent-
lichen mit der des Artikels 8 des Übereinkommens von
1910 und § 745 HGB überein. Abweichend von den
zuletzt genannten Vorschriften gibt Absatz 1 jedoch, wie
er ausdrücklich bestimmt, keine konkrete Reihenfolge
vor, in der die Kriterien zu prüfen sind. Neu gegenüber
dem geltenden Recht ist auch die Aufnahme der Kriterien
Sachkunde und Anstrengungen in Bezug auf die Ver-
hütung oder Begrenzung von Umweltschäden (B u c h -
s t a b e b), Sachkunde in Bezug auf die Bergung des
Schiffes, sonstiger Vermögensgegenstände und Perso-
nen (B u c h s t a b e e) sowie Unverzüglichkeit der erbrach-
ten Leistungen (B u c h s t a b e h). Vor allem dem in Buch-
stabe b genannten Kriterium kommt besondere Bedeu-
tung zu: Im Interesse eines wirksamen Umweltschutzes
wird dem Berger ein höherer Bergelohn zugesprochen,
wenn er sich bei den – erfolgreich ausgeführten – Ber-
gungsmaßnahmen auch um den Schutz der Umwelt
bemüht hat. 

Die Aufnahme des zuletzt genannten Kriteriums bedeutet
jedoch nicht, dass im Falle einer erfolgreichen Bergung
von Gegenständen, von denen eine Gefahr für die Umwelt
ausging, im Hinblick auf die Regelung in Artikel 14 des
Übereinkommens der Bergelohn in einer Höhe festzuset-
zen ist, die an den Wert dieser Gegenstände heranreicht.
Wie die auf der Diplomatischen Konferenz verabschiede-
te Einvernehmliche Auffassung zu den Artikeln 13 und 14
des Internationalen Übereinkommens von 1989 über Ber-
gung klarstellt, stellt das Übereinkommen die Gewichtung
der in Artikel 13 genannten Kriterien in das Ermessen des
Gerichts und begründet keine Verpflichtung, vor Bestim-
mung der nach Artikel 14 zu zahlenden Sondervergütung
„einen Bergelohn nach Artikel 13 in Höhe des Höchst-
wertes des geborgenen Schiffes und der sonstigen ge-
borgenen Vermögensgegenstände festzusetzen“. 

Zahlungspflichtig sind nach A b s a t z 2 S a t z 1 alle
Beteiligten, denen das geborgene Schiff und die ge-
borgenen sonstigen Vermögensgegenstände gehören
oder zustehen. Auch wenn die Regelung nicht, wie § 750
Abs. 1 HGB, die Beteiligten als „Eigentümer“ bezeichnet,
dürfte sie doch, wie sich aus der in der englischen Fas-
sung verwendeten Formulierung „property interests“ ent-
nehmen lässt, nur in diesem Sinne zu verstehen sein. 

Die Zahlungspflichtigen haften pro rata in Höhe des Wer-
tes des ihnen gehörenden geborgenen Gegenstandes.
Eine gesamtschuldnerische Haftung aller Zahlungspflich-
tigen besteht danach also, anders als nach dem gelten-
den § 750 Abs. 1 Satz 1 HGB, nicht. Nach A b s a t z 2
S a t z 2 ist es allerdings den Vertragsstaaten gestattet,
abweichend von Absatz 2 Satz 1 die Zahlungspflicht auf

einen einzigen Schuldner zu kanalisieren und diesem
dann das Recht einzuräumen, im Innenverhältnis bei den
übrigen Schuldnern Regress zu nehmen. Durch diese
Kanalisierung der Haftung soll dem Berger die Durchset-
zung seines Anspruchs auf Bergelohn erleichtert werden.
Wie in der Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 742 Abs. 3
HGB-Entwurf) des Entwurfs eines Dritten Seerechts-
änderungsgesetzes ausgeführt, soll von der im Bergungs-
übereinkommen eröffneten Möglichkeit kein Gebrauch
gemacht werden. Denn die Kanalisierung der Haftung auf
den Reeder würde ins Leere gehen, wenn einer in einem
Gewässer befindlichen Sache Hilfe geleistet würde, ohne
dass sich zugleich auch ein Schiff in Not befände. 

Von den vorstehenden Vergütungsregelungen unberührt
bleibt nach A b s a t z 2 S a t z 3 das Recht der Beteilig-
ten, Einwendungen oder Einreden zu erheben. 

Nach A b s a t z 3 bildet der Wert der geborgenen Gegen-
stände im Zeitpunkt ihrer Bergung die Obergrenze des
Bergelohns. Zinsen und erstattungsfähige Verfahrens-
kosten finden bei der Bemessung der Obergrenze keine
Berücksichtigung. Die Regelung in Absatz 3 entspricht
geltendem deutschen Recht (Artikel 2 Abs. 3 des Über-
einkommens von 1910, § 741 Abs. 2 und § 746 HGB).

Z u  A r t i k e l 14 – Sondervergütung

Die Vorschrift ist eine der zentralen Regelungen des
neuen Bergungsrechts. Im Interesse eines wirksamen
Umweltschutzes eröffnet sie die Möglichkeit, dass der
Berger auch dann eine Vergütung für von ihm erbrachte
Leistungen erhält, wenn die Bergung zwar nicht erfolg-
reich war, er aber Maßnahmen im Interesse der Umwelt
ergriffen hat. Da das Übereinkommen nach seinem Arti-
kel 12 Abs. 1 verlangt, dass Bergelohn nur bei einer
erfolgreichen Bergung gezahlt wird, nennt es die erfolgs-
unabhängige Vergütung des Bergers „Sondervergütung“.

Nach A b s a t z 1 in Verbindung mit A b s a t z 4 wird die
Sondervergütung nur gewährt, soweit der Berger keinen
oder keinen ausreichenden Bergelohn nach Artikel 13
erlangt hat. Der Anspruch auf Sondervergütung ist also
gegenüber dem Anspruch auf Bergelohn nach Artikel 13
subsidiär ausgestaltet.

Voraussetzung für den Anspruch des Bergers auf eine
Sondervergütung ist nach A b s a t z 1, dass der Berger
Bergungsleistungen für ein Schiff erbringt, welches ent-
weder selbst oder durch seine Ladung eine Gefahr für die
Umwelt darstellt. Beziehen sich die Bergungsleistungen
nicht auf ein Schiff, sondern nur auf sonstige Vermögens-
gegenstände, besteht also kein Anspruch auf Sonderver-
gütung. Ausreichend für einen Anspruch auf Sonderver-
gütung ist dagegen, dass allein von Vermögensgegen-
ständen auf dem Schiff, nicht aber vom Schiff selbst, eine
Gefahr für die Umwelt ausgeht.

Die Höhe der zu zahlenden Sondervergütung bestimmt
sich nach den Unkosten des Bergers. Hierunter sind nach
A b s a t z 3 die vom Berger im Rahmen der Bergungs-
maßnahme vernünftigerweise aufgewendeten Auslagen
sowie angemessene Vorhaltekosten für Ausrüstung und
Personal zu verstehen. Wie aus der Verweisung auf Arti-
kel 13 Abs. 1 Buchstabe h, i und j zu entnehmen ist, be-
stimmt sich die Frage, was unter „angemessenen Vor-
haltekosten“ zu verstehen ist, unter anderem danach, ob
Ausrüstung und Personal unverzüglich zur Verfügung
standen und für die Bergung geeignet waren. 
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Nach A b s a t z 1 entspricht die Sondervergütung grund-
sätzlich den oben genannten Unkosten. Dies gilt aller-
dings, wie sich aus A b s a t z 2 ergibt, nur, wenn der
Berger bei Durchführung der umweltbezogenen Maßnah-
men keinen Erfolg hatte. Hatte er dagegen hierbei Erfolg,
so erhöht sich die Sondervergütung nach A b s a t z 2
noch um einen Zuschlag. Bei der Bemessung dieses Zu-
schlags räumt das Übereinkommen dem entscheidenden
Gericht einen weiten Spielraum ein: Grundsätzlich darf
der Zuschlag höchstens 30 % der Unkosten betragen.
Ausnahmsweise darf er jedoch auch darüber hinaus-
gehen. Insgesamt darf er jedoch nicht mehr als 100 % der
Unkosten betragen.

Schuldner der Sondervergütung ist anders als beim Ber-
gelohn allein der Eigentümer des Schiffes. Die Eigentümer
sonstiger Vermögensgegenstände müssen also eine für
umweltbezogene Maßnahmen geschuldete Sondervergü-
tung nicht zahlen. Da letztere jedoch im Falle einer erfolg-
reichen Bergung nach Artikel 13 Abs. 1 Buchstabe b und f
des Übereinkommens für umweltbezogene Maßnahmen
auf Grund ihrer Verpflichtung zur Zahlung eines Berge-
lohns aufzukommen haben, können sich Überschneidun-
gen ergeben: Wird der auf den Bergelohn entfallende
umweltbezogene Kostenanteil hoch angesetzt, weil zu-
nächst die in Artikel 13 Abs. 3 des Übereinkommens fest-
gesetzte, am Wert der geborgenen Güter ausgerichtete
Höchstgrenze ausgeschöpft werden soll, so führt dies
letztlich dazu, dass nicht allein der Eigentümer des Schif-
fes die überwiegenden Kosten für umweltbezogene Maß-
nahmen erstatten muss, sondern die Eigentümer aller
Vermögensgegenstände. Wird hingegen die Wertgrenze
des Artikels 13 Abs. 3 des Übereinkommens bei der Fest-
legung des Bergelohns nicht ausgeschöpft und der auf
den Bergelohn entfallende umweltbezogene Kostenanteil
vergleichsweise niedrig angesetzt, so trägt der Schiffs-
eigentümer den Großteil der Kosten für umweltbezogene
Maßnahmen. 

Welche Gewichtung hier vorzunehmen ist, bleibt nach
dem Übereinkommen offen. Jedoch bestimmt die auf der
Diplomatischen Konferenz verabschiedete Einvernehm-
liche Auffassung zu Artikel 13 und 14 des Internationalen
Übereinkommens von 1989 über Bergung, dass die
Gerichte bei Anwendung der Artikel 13 und 14 nicht ver-
pflichtet sind, den Betrag nach Artikel 13 erst bis zur
Grenze des Wertes der geborgenen Gegenstände auszu-
schöpfen, ehe sie dem Berger eine allein vom Schiffs-
eigentümer zu zahlende Sondervergütung nach Artikel 14
des Übereinkommens zusprechen. Die Tatsache, dass
der Berger im Falle einer erfolgreichen Bergung umwelt-
bezogene Maßnahmen ergriffen hat, darf also nach dieser
vor allem den Bedenken der Transportversicherer Rech-
nung tragenden Erklärung bei der Festlegung des Berge-
lohns nicht zu sehr ins Gewicht fallen. 

Der Anspruch auf Sondervergütung kann nach A b s a t z 5
ganz oder teilweise verwirkt werden, wenn der Berger
durch sein Verschulden seiner Pflicht nach Artikel 6
Abs. 3 und Artikel 8 Abs. 1 Buchstabe b des Übereinkom-
mens, Umweltschäden zu verhüten oder zu begrenzen,
nicht nachgekommen ist. Die Regelung hat zum Ziel
sicherzustellen, dass der Berger alles unternimmt, um
Maßnahmen zugunsten der Umwelt zu ergreifen.

Rückgriffsansprüche des Schiffseigentümers bleiben
nach A b s a t z 6 unberührt. In Betracht kommen hier ins-
besondere die Rückgriffsansprüche gegen den Ausrüster
oder Charterer und die Rückgriffsansprüche gegen die

Eigentümer der Ladung. Ob Rückgriffsansprüche beste-
hen, richtet sich nach dem jeweils anwendbaren Recht.
Im Falle der Großen Haverei bedeutet dies, dass es dem
Schiffseigentümer, wenn er etwa mit den Havereibeteilig-
ten die York-Antwerp Rules 1994 vereinbart hat, auf
Grund der darin enthaltenen Regel VI Buchstabe b ver-
wehrt ist, die von ihm gezahlte Sondervergütung von den
Ladungsbeteiligten zurückzuverlangen.

Z u  A r t i k e l 15 – Aufteilung zwischen Bergern

Haben sich mehrere Berger an der Bergung beteiligt, so
ist der Bergelohn zwischen ihnen nach A b s a t z 1 auf der
Grundlage der in Artikel 13 Abs. 1 des Übereinkommens
niedergelegten Kriterien aufzuteilen. Die Regelung ent-
spricht geltendem deutschen Recht (Artikel 6 Abs. 2 des
Übereinkommens von 1910 und § 744 Abs. 2 und § 745
Abs. 3 HGB).

Dem eindeutigen Wortlaut des Absatzes 1 zufolge gilt
dieser, obwohl Artikel 15 seinen Standort hinter der Rege-
lung über die Sondervergütung hat, nur für den Berge-
lohn, nicht für die Sondervergütung. Da die Sonderver-
gütung für jeden einzelnen Berger gesondert festgelegt
wird, bedarf es einer dem Absatz 1 entsprechenden
Regelung über die Aufteilung der Sondervergütung zwi-
schen mehreren Bergern nicht.

Die Aufteilung des Bergelohns zwischen dem Schiffs-
eigentümer, dem Kapitän und der übrigen Besatzung des
bergenden Schiffes regelt das Übereinkommen nicht.
Statt dessen verweist es auf das jeweils anwendbare
nationale Recht. Dies ist nach A b s a t z 2 S a t z 1 das
Recht der Flagge des Schiffes. Es dürfte sich hierbei um
eine Sachrechtsverweisung handeln.

Ist die Bergung nicht von einem Schiff aus durchgeführt
worden, sondern von Land aus oder aus der Luft, kommt
die Anwendung des Rechts der Flagge nicht in Betracht.
Daher verweist A b s a t z 2 S a t z 2 zur Beantwortung der
Frage, wie der Bergelohn zwischen dem nicht von einem
Schiff aus tätigen Berger und seinen Bediensteten aufzu-
teilen ist, auf das auf den Vertrag zwischen diesen Perso-
nen anzuwendende Recht. 

Ob Absatz 2 ebenso wie Absatz 1 nur für den Fall der
Zubilligung eines Bergelohns gilt, nicht aber für den der
Zubilligung einer Sondervergütung, lässt sich der Rege-
lung nicht eindeutig entnehmen. Angesichts dessen, dass
die Sondervergütung nach Artikel 14 Abs. 2 über den
bloßen Ersatz der dem Berger entstandenen Unkosten
hinausgehen kann, erscheint es wenig sachgerecht, nur
den Berger selbst, nicht aber seine Schiffsbesatzung da-
von profitieren zu lassen, dass Anstrengungen zugunsten
eines wirksamen Umweltschutzes unternommen wurden.
Absatz 2 muss daher dahin verstanden werden, dass er
auch erlaubt, durch nationale Ausführungsvorschriften
der vom Berger eingesetzten Schiffsbesatzung einen
Anteil an der Sondervergütung zuzubilligen, soweit sie die
dem Berger entstandenen Unkosten übersteigt. 

Z u  A r t i k e l 16 – Rettung von Menschen

Auch wenn das Übereinkommen nach seinem Artikel 6
Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 Buchstabe a an sich
nicht auf den Fall der Rettung von Menschen anzuwen-
den ist, enthält es doch wie schon Artikel 9 des Überein-
kommens von 1910 grundlegende Regelungen hierzu. 

So kann der Berger, wenn er Menschenleben rettet, nach
A b s a t z 1 wie schon bisher nach Artikel 9 Abs. 1 des
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Übereinkommens von 1910 und § 751 Abs. 3 HGB keinen
Bergelohn von dem Geretteten verlangen. Vom Überein-
kommen unberührt bleiben jedoch innerstaatliche Rege-
lungen, die dem Retter aus anderen Gründen einen
Ersatzanspruch gewähren. Auch künftig kann daher ein
Anspruch des Retters nach § 683 BGB auf Ersatz der von
ihm zur Rettung eines Menschenlebens gemachten Auf-
wendungen gegeben sein.

Abweichend von Absatz 1 hat jedoch derjenige, der im
Rahmen einer für ein Schiff oder für sonstige Vermögens-
gegenstände erbrachten Bergungsmaßnahme Men-
schenleben rettet, gemäß A b s a t z 2 einen Anspruch auf
angemessene Beteiligung am Bergelohn oder an einer
Sondervergütung für die Bergung des Schiffes oder sons-
tiger Vermögensgegenstände oder für die Begrenzung
von Umweltschäden. Auch diese Regelung entspricht
mit Ausnahme der Verweisung auf die Sondervergütung
geltendem Recht (Artikel 9 Abs. 2 des Übereinkommens
von 1910, § 751 Abs. 1 HGB). 

Als Gläubiger kommt nicht nur derjenige in Betracht, der
auch Sachwerte rettet. Der Anspruch auf angemessene
Beteiligung am Bergelohn kann auch einem Besatzungs-
mitglied des geborgenen Schiffes oder dem Passagier
eines dritten Schiffes zustehen. Dies entspricht gelten-
dem Recht (Artikel 9 Abs. 2 des Übereinkommens von
1910, § 751 Abs. 1 HGB). Abweichend hiervon kann aber
der Lebensretter nach Absatz 2 auch eine angemessene
Beteiligung an der Sondervergütung verlangen, mithin
also auch dann, wenn die Bergung der Sachwerte erfolg-
los geblieben ist. 

Offen gelassen wird im Übereinkommen die Frage, wer
Schuldner des Anspruchs des Lebensretters ist. Die in
§ 751 Abs. 1 und 2 HGB enthaltenen Regelungen, wo-
nach der Anspruch sich grundsätzlich gegen den Berger
und nur ausnahmsweise unmittelbar gegen den Eigen-
tümer der geborgenen oder geretteten Gegenstände rich-
tet, fehlen.

Z u  A r t i k e l 17 – Leistungen im Rahmen bestehender
Verträge

Die Regelung stellt klar, dass für die zur Erfüllung eines
vor der Gefahrenlage abgeschlossenen Vertrages er-
brachten obligationsgemäßen Leistungen, etwa für die
auf Grund eines Schleppvertrages erbrachten Schlepp-
leistungen, kein Anspruch auf Zahlung eines Bergelohns
oder einer Sondervergütung geltend gemacht werden
kann. Die Regelung stimmt mit Artikel 4 des Übereinkom-
mens von 1910 und dem hierauf beruhenden § 742
Abs. 3 HGB überein, beschränkt sich jedoch nicht nur auf
den praktisch bedeutsamsten Fall des Schleppvertrages,
sondern auf alle Verträge. Erfasst ist damit insbesondere
auch der in § 742 Abs. 2 HGB geregelte Fall, wonach der
Schiffsbesatzung des in Gefahr befindlichen Schiffes ein
Anspruch auf Zahlung eines Bergelohns nicht zusteht.
Denn auch die Schiffsbesatzung ist durch ihren Dienst-
vertrag verpflichtet, Schiff, Ladung und Passagiere zu
retten.

Z u  A r t i k e l 18 – Folge eines Fehlverhaltens des Bergers

Die Vorschrift regelt die teilweise oder gänzliche Verwir-
kung des Vergütungsanspruchs des Bergers, der durch
sein Verschulden Bergungsmaßnahmen notwendig oder
schwieriger gemacht oder sich eines unredlichen, frau-
dulösen Verhaltens schuldig gemacht hat. Die Vorschrift
entspricht im Wesentlichen geltendem Bergungsrecht

(Artikel 8 Abs. 3 des Übereinkommens von 1910 und
§ 748 HGB), erweitert jedoch die Möglichkeit der Ver-
sagung und Herabsetzung der Vergütung des Bergers um
den Fall der Erschwerung der Bergungsmaßnahmen. Sie
ergänzt zugleich Artikel 8 Abs. 1 des Übereinkommens,
der dem Berger die Pflicht zum sorgfältigen Handeln auf-
erlegt, und Artikel 14 Abs. 5 des Übereinkommens, der
die vollständige oder teilweise Versagung der Sonderver-
gütung bei Nachlässigkeit des Bergers in Bezug auf die
Begrenzung von Umweltschäden gestattet.

Z u  A r t i k e l 19 – Verbot von Bergungsmaßnahmen

Entsprechend Artikel 3 des Übereinkommens von 1910
und § 742 Abs. 1 HGB versagt Artikel 19 des Überein-
kommens dem Berger einen Anspruch auf Bergelohn
oder Sondervergütung, wenn er gegen das ausdrückliche
und vernünftige Verbot des Kapitäns des in Gefahr
befindlichen Schiffes gehandelt hat. Neu ist in Artikel 19,
dass auch das Verbot des Eigentümers des Schiffes oder
eines sonstigen in Gefahr befindlichen Vermögensgegen-
standes zu einer Versagung des Vergütungsanspruchs
führen kann. Das Verbot des Eigentümers eines sonstigen
in Gefahr befindlichen Vermögensgegenstandes hat
jedoch nur dann Bedeutung, wenn sich dieser Gegen-
stand außerhalb des Schiffes befindet oder befunden hat.
In Bezug auf Vermögensgegenstände an Bord eines
Schiffes kann also lediglich der Kapitän oder der Eigen-
tümer des Schiffes die Vornahme von Bergungsmaß-
nahmen untersagen. Dadurch ist sichergestellt, dass der
Berger, der Maßnahmen zugunsten eines Schiffes er-
greift, nicht mit in sich widersprechenden Weisungen
konfrontiert ist. 

Kapitel IV

Ansprüche

Z u  A r t i k e l 20 – Schiffsgläubigerrecht

Nach A b s a t z 1 lässt das Übereinkommen die auf natio-
nalem oder internationalem Recht beruhenden Vorschrif-
ten über Schiffsgläubigerrechte unberührt. Unberührt
bleiben damit insbesondere die Vorschriften der § 752
Abs. 1, § 754 Abs. 1 Nr. 4 HGB, Artikel 2 Nr. 3 des Inter-
nationalen Übereinkommens vom 10. April 1926 über
Vorzugsrechte und Schiffshypotheken, Artikel 4 Abs. 1
Unterabs. 5 des Internationalen Übereinkommens vom
27. Mai 1967 zur Vereinheitlichung von Regeln über
Schiffsgläubigerrechte und Schiffshypotheken sowie Arti-
kel 4 Abs. 1 Buchstabe c des Internationalen Überein-
kommens vom 6. Mai 1993 über Schiffsgläubigerrechte
und Schiffshypotheken, die für Ansprüche auf Bergelohn
ein Schiffsgläubigerrecht vorsehen. 

Von der in Absatz 1 enthaltenen Regelung sieht jedoch
A b s a t z 2 eine wichtige Ausnahme vor. Nach dieser Vor-
schrift ist die Geltendmachung eines Schiffsgläubiger-
rechts für Forderungen eines Bergers ausgeschlossen,
wenn für diese Forderungen einschließlich Zinsen und
Kosten ausreichend Sicherheit angeboten oder geleistet
wurde. Da die Eigentümer des geborgenen Schiffes und
der sonstigen Vermögensgegenstände nach Artikel 21
verpflichtet sind, Sicherheit zu leisten, wird demzufolge
den dem nationalen und internationalen Recht vorbehal-
tenen Vorschriften über Schiffsgläubigerrechte im Regel-
falle nur eine eingeschränkte praktische Bedeutung
zukommen.
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Z u  A r t i k e l 21 – Pflicht zur Sicherheitsleistung

Artikel 21 hat zum Ziel, die Sicherung und Durchsetzung
der Forderungen eines Bergers zu erleichtern. A b s a t z 1
verpflichtet daher den Schuldner des Bergelohns oder der
Sondervergütung, auf Verlangen des Bergers eine ausrei-
chende Sicherheit für dessen Forderungen einschließlich
Zinsen und Kosten zu leisten. Eine vergleichbare Rege-
lung findet sich in § 257 BGB, auch wenn diese Regelung
nur den Fall der Befreiung von eingegangenen Verbind-
lichkeiten erfasst und im Übrigen die Pflicht zur Sicher-
heitsleistung an die mangelnde Fälligkeit der Verbindlich-
keit knüpft.

Ohne jedes Vorbild im geltenden Recht ist die Regelung in
A b s a t z 2, wonach der Eigentümer des geborgenen
Schiffes verpflichtet ist, nach besten Kräften sicherzustel-
len, dass die Ladungseigentümer für die gegen sie gerich-
teten Ansprüche angemessene Sicherheit leisten, bevor
die Ladung freigegeben wird. 

Solange keine ausreichende Sicherheit nach den Absät-
zen 1 und 2 geleistet worden ist, dürfen nach A b s a t z 3
das geborgene Schiff und die geborgenen sonstigen Ver-
mögensgegenstände nicht ohne die Zustimmung des
Bergers von dem Ort entfernt werden, an dem sie sich seit
Beendigung der Bergungsmaßnahme befunden haben.
Die Regelung ist für den Berger vor allem dann von
Bedeutung, wenn seine Forderung nicht durch ein
Schiffsgläubigerrecht gesichert ist oder in absehbarer
Zeit nicht durchsetzbar ist. 

Absatz 3 entspricht weitgehend § 752 Abs. 3 HGB.
Abweichend hiervon gewährt das Übereinkommen dem
Berger jedoch nicht bloß ein Leistungsverweigerungs-
recht in Form eines Zurückbehaltungsrechts, sondern es
normiert zugleich eine Unterlassungspflicht all derjenigen,
die die Herausgabe der geborgenen Gegenstände begeh-
ren. Im Übrigen werden von dem Übereinkommen auch
die Vermögensgegenstände erfasst, die vor Verlust der
Verfügungsgewalt durch die Schiffsbesatzung gerettet
wurden. 

Z u  A r t i k e l 22 – Vorläufige Zahlung

Um zu gewährleisten, dass der Berger nicht allzu lange
auf die Tilgung seiner oft beträchtlichen Forderungen
warten muss, eröffnet ihm A b s a t z 1 die Möglichkeit, bei
Gericht im Wege des vorläufigen Rechtsschutzes einen
Antrag auf Zubilligung einer Abschlagszahlung zu stellen.
Ob das Gericht dem Antrag stattgibt und in welcher Höhe
es eine Abschlagszahlung festsetzt, richtet sich danach,
was das Gericht nach den Umständen des Falles als billig
und gerecht erachtet. Genauere Kriterien gibt das Über-
einkommen dem Gericht nicht vor.

Hat der Schuldner des Bergelohns oder der Sonderver-
gütung zu zahlen, so ist er nicht mehr verpflichtet, in Höhe
dieses Betrages zusätzlich eine Sicherheitsleistung nach
Artikel 21 zu erbringen. Dies stellt A b s a t z 2 noch ein-
mal ausdrücklich klar. 

Z u  A r t i k e l 23 – Verjährung

Die Verjährungsregelung des Artikels 23 entspricht weit-
gehend geltendem Recht (Artikel 10 Abs. 1 des Überein-
kommens von 1910, § 902 Nr. 3, § 903 Abs. 3 HGB): Nach
A b s a t z 1 S a t z 1 unterliegen die Zahlungsansprüche
des Bergers einer zweijährigen Verjährungsfrist. Die Frist 

beginnt nach A b s a t z 1 S a t z 2 mit dem Tag, an dem
die Bergungsmaßnahmen abgeschlossen worden sind. 

Abweichend vom geltenden allgemeinen Zivilrecht (§ 225
BGB), jedoch in Anlehnung an nationales und internatio-
nales Seefrachtrecht (§ 612 Abs. 1 Satz 2 HGB; Artikel 3
§ 6 Abs. 4 Satz 2 des Internationalen Abkommens vom
25. August 1924 zur Vereinheitlichung von Regeln über
Konnossemente (RGBl. 1939 II S. 1049) in der Fassung
des Zusatzprotokolls vom 23. Februar 1968 (sog. Visby-
Regeln)), kann die Frist nach A b s a t z 2 durch Erklärung
des Schuldners gegenüber dem Gläubiger verlängert
werden. Der Einhaltung einer bestimmten Form bedarf es
nicht.

Die Verjährung wird entsprechend geltendem deutschen
Recht (§§ 209, 220 BGB) nach A b s a t z 1 S a t z 1 unter-
brochen, wenn innerhalb der Verjährungsfrist ein gericht-
liches oder schiedsgerichtliches Verfahren anhängig
gemacht worden ist. Anders als in Artikel 10 Abs. 2 des
Übereinkommens von 1910 wird also für die Frage, wann
die Verjährung gehemmt oder unterbrochen wird, nicht
bloß auf das jeweils anwendbare Recht verwiesen. Auf
das anwendbare nationale Recht verwiesen wird dagegen
zur Beantwortung der Frage, ob auch für Rückgriffs-
ansprüche dieselben Verjährungsfristen gelten. 

Nach A b s a t z 3 können für Rückgriffsansprüche längere
Verjährungsfristen gelten, wenn das Recht des Forum-
staates dies vorsieht. Die Regelung hat ihr Vorbild in
Artikel 3 § 6bis Satz 1 der Visby-Regeln. Abweichend
hiervon überlässt das Übereinkommen allerdings den
Vertragsstaaten die Entscheidung darüber, ob Rückgriffs-
ansprüche anderen Regelungen unterworfen werden
sollen. Von dieser Möglichkeit soll durch Artikel 1 Nr. 6
des gleichzeitig eingebrachten Entwurfs eines Dritten
Seerechtsänderungsgesetzes Gebrauch gemacht und ein
neuer § 903 Abs. 3 Satz 2 HGB eingeführt werden.

Z u  A r t i k e l 24 – Zinsen

Ob und in welcher Höhe dem Berger Zinsen zustehen,
wird im Übereinkommen nicht geregelt. Artikel 24 be-
stimmt jedoch, welches Recht über Grund und Höhe
eines Zinsanspruchs entscheidet. Maßgeblich ist die lex
fori.

Z u  A r t i k e l 25 – Staatseigene Ladung

Die Regelung berücksichtigt, dass nach Artikel 4 Abs. 1
des Übereinkommens nur Staatsschiffe aus dem Anwen-
dungsbereich des Übereinkommens herausgenommen
werden, die staatseigene nichtgewerbliche Ladung aber
in den Anwendungsbereich fällt. Um zu verhindern, dass
eine solche Ladung im Falle ihrer Bergung wegen eines
Anspruchs auf Zahlung von Bergelohn oder Sonderver-
gütung generell wie sonstige Ladung behandelt wird und
somit auch beschlagnahmt oder vom Berger zurückbe-
halten wird, bestimmt Artikel 25 des Übereinkommens,
dass die Beschlagnahme, Sicherungsbeschlagnahme,
Zurückbehaltung oder die Heranziehung einer solchen
Ladung für ein dingliches Verfahren nicht ohne Zustim-
mung des Eigentümerstaats erfolgen darf. Voraussetzung
ist allerdings, dass die Ladung im Zeitpunkt der Ber-
gungsmaßnahmen nach den allgemein anerkannten
Grundsätzen des Völkerrechts Staatenimmunität genießt.
Angesichts dieser Bezugnahme auf allgemein anerkannte
Grundsätze des Völkerrechts ist die Regelung nur im
Sinne einer Klarstellung zu verstehen. 
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Z u  A r t i k e l 26 – Ladung für humanitäre Zwecke

Der auf einem Vorschlag der Vereinigten Staaten beru-
henden Regelung liegen ähnliche Erwägungen zugrunde
wie Artikel 25 des Übereinkommens. Sie soll gewähr-
leisten, dass nicht nur staatseigene Ladung, sondern
auch Hilfsgüter, die ein Staat für humanitäre Zwecke
bereitstellt, vor Beschlagnahme geschützt werden. Man-
gels bestehender völkerrechtlicher Grundsätze über die
Behandlung von Hilfsgütern verweist sie allerdings nicht
wie Artikel 25 auf das allgemeine Völkerrecht. Vielmehr
bestimmt sie, insoweit in Abweichung von Artikel 20
und 21 des Übereinkommens, dass Ladung, die ein
Staat für humanitäre Zwecke spendet, grundsätzlich nicht
zu Zwecken der Beschlagnahme, Sicherungsbeschlag-
nahme oder Zurückbehaltung verwendet werden darf,
wenn der Staat sich zur Zahlung des auf die Ladung ent-
fallenden Teils der Bergungskosten bereit erklärt hat. Eine
Sicherheit muss nicht geleistet werden. 

Z u  A r t i k e l 27 – Veröffentlichung von Schiedssprüchen

Die nach dieser Vorschrift empfohlene Veröffentlichung
von Schiedssprüchen soll der einheitlichen Rechtsan-
wendung im internationalen Bereich dienen. Die Regelung
gilt nicht für Entscheidungen ordentlicher Gerichte. Inso-
weit wurde kein Regelungsbedürfnis gesehen.

Kapitel V

Schlussbestimmungen

Z u  A r t i k e l 28 – Unterzeichnung, Ratifikation, Annah-
me, Genehmigung und Beitritt

Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen für die Unter-
zeichnung, Ratifikation, Annahme und Genehmigung des
Übereinkommens sowie für den Beitritt hierzu. 

Die Zeichnungsfrist ist nach A b s a t z 1 am 30. Juni 1990
abgelaufen. Innerhalb dieser Frist unterzeichneten die
folgenden 17 Staaten das Übereinkommen: Dänemark,
Deutschland, Finnland, Irland, Italien, Kanada, Mexiko,
die Niederlande, Nigeria, Norwegen, Polen, Schweden,
die Schweiz, Spanien, die UdSSR, das Vereinigte König-
reich und die Vereinigten Staaten von Amerika.

Zu den Staaten, die das Übereinkommen gemäß den
A b s ä t z e n 2 und 3 ratifiziert haben oder ihm beigetreten
sind, zählen derzeit 32 Staaten, nämlich Ägypten, Austra-
lien, China, Dänemark, Georgien, Griechenland, Guyana,
Hongkong (China), Indien, Iran, Irland, Italien, Jordanien,
Kanada, Kenia, Kroatien, Lettland, Litauen, die Marshall-
inseln, Mexiko, die Niederlande, Nigeria, Norwegen,
Oman, die Russische Föderation, Saudi-Arabien, Schwe-
den, Schweiz, Tunesien, Vanuatu, die Vereinigten Arabi-
schen Emirate, die Vereinigten Staaten von Amerika
sowie das Vereinigte Königreich.

Z u  A r t i k e l 29 – Inkrafttreten

Die in A b s a t z 1 festgelegten Voraussetzungen für das
Inkrafttreten des Übereinkommens waren mit Hinter-
legung der Ratifikationsurkunde durch Italien am 14. Juli
1995 erfüllt. Das Übereinkommen trat demgemäß am
14. Juli 1996 für 15 Staaten völkerrechtlich in Kraft. 

Für jeden Staat, der das Übereinkommen nach dem
14. Juli 1995 ratifiziert oder ihm beitritt, tritt das Überein-
kommen nach A b s a t z 2 ein Jahr nach Hinterlegung

der Ratifikationsurkunde in Kraft. Nach dieser Vorschrift
ist das Übereinkommen bisher für weitere 16 Staaten in
Kraft getreten.

Z u  A r t i k e l 30 – Vorbehalte

Die Vorschrift gestattet es, bei der Unterzeichnung, der
Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung des Über-
einkommens oder bei dem Beitritt hierzu bestimmte Vor-
behalte zu erklären und so den Anwendungsbereich des
Übereinkommens zu beschränken. 

Nach A b s a t z 1 B u c h s t a b e a und b können Ber-
gungsmaßnahmen in Binnengewässern von dem Anwen-
dungsbereich des Übereinkommens ausgenommen wer-
den. Voraussetzung ist, dass entweder alle beteiligten
Schiffe Binnenschiffe sind (B u c h s t a b e a) oder weder
ein Binnen- noch ein Seeschiff an den Bergungsmaßnah-
men beteiligt ist (B u c h s t a b e b). Die Regelung berück-
sichtigt, dass das Übereinkommen nach seinem Artikel 2
in Verbindung mit Artikel 1 Buchstabe a und b abwei-
chend von dem Übereinkommen von 1910 grundsätzlich
auch anzuwenden ist, wenn Bergungsmaßnahmen für ein
in einem Binnengewässer in Gefahr befindliches Binnen-
schiff erbracht werden. Da dieser weite Bereich für viele
Staaten, darunter Frankreich und das Vereinigte König-
reich, zu weitreichend erschien, wurde die Möglichkeit
eröffnet, in den Fällen, in denen Seeschiffe nicht betroffen
sind, die Anwendung des Übereinkommens auszu-
schließen. Von der Vorbehaltsmöglichkeit nach den
Buchstaben a und b haben Australien, China, Iran, Irland,
Litauen, Mexiko, Saudi-Arabien, Spanien, Tunesien und
das Vereinigte Königreich Gebrauch gemacht, von der
Vorbehaltsmöglichkeit nur nach Buchstabe b Kroatien.

Es erscheint nicht sachgerecht, nach dem Vorbild der
genannten Staaten ebenfalls einen Vorbehalt zu erklären.
Denn die Nichtanwendung des Übereinkommens in den
in Artikel 30 Abs. 1 Buchstabe a und b genannten Fällen
führt zu einer erheblichen Verkomplizierung der Fälle:
Werden von einem Binnenschiff aus Bergungsmaßnah-
men für ein Seeschiff oder ein in Küstengewässern
befindliches Binnenschiff erbracht, ist trotz einer Erklä-
rung des Vorbehalts das Übereinkommen anzuwenden.
Werden dagegen Bergungsmaßnahmen von einem Bin-
nenschiff aus für ein in Binnengewässern befindliches
Binnenschiff erbracht, ist das jeweils anwendbare natio-
nale Recht anzuwenden. Zwar sind auch derzeit die dem
Übereinkommen von 1910 entsprechenden Vorschriften
des Handelsgesetzbuchs nicht anzuwenden, wenn einem
Binnenschiff auf Binnengewässern von einem Binnen-
schiff oder von Land aus und nicht von einem Seeschiff
aus Hilfe geleistet wird. Abgesehen von der international-
rechtlichen Vorgabe ist ein sachlicher Grund für diese Dif-
ferenzierung jedoch nicht erkennbar. Vor allem aber
erscheint sie künftig deshalb nicht sachgerecht, weil sie
den Anschein erweckt, als würde dem Umweltschutz-
gedanken im Binnenschifffahrtsrecht ein geringeres Ge-
wicht beigemessen als im Seerecht.

Eine weitere in A b s a t z 1 B u c h s t a b e c geregelte Vor-
behaltsmöglichkeit betrifft den Fall, dass alle beteiligten
Personen Staatsangehörige ein und desselben Staates
sind. Da hier Interessen anderer Staaten nicht berührt
sind, besteht keine zwingende Notwendigkeit, das Über-
einkommen für anwendbar zu erklären. Vorläufer dieser
Regelung ist Artikel 15 Abs. 2 Nr. 2 des Übereinkommens
von 1910, der jedoch, anders als Artikel 30 Abs. 1 des
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vorliegenden Übereinkommens, von vornherein die Fälle
aus dem Anwendungsbereich des Übereinkommens aus-
genommen hat, in denen alle Beteiligten und das mit dem
Verfahren befasste Gericht demselben Staat angehören.
Von der Vorbehaltsmöglichkeit haben Iran, Mexiko, Saudi-
Arabien und Tunesien Gebrauch gemacht. Aus Sicht der
Bundesregierung sollte Deutschland von der Vorbehalts-
möglichkeit keinen Gebrauch machen. Es besteht keine
Notwendigkeit, Sonderregeln für die Fälle aufzustellen, in
denen kein Auslandsbezug besteht.

Die Vorbehaltsregelung in B u c h s t a b e d geht auf einen
Vorschlag Frankreichs zurück, durch eine Einschränkung
des Begriffs „Vermögensgegenstand“ die Bergung am
Meeresgrund befindlicher Kulturgüter, etwa versunkene
antike Schiffe oder antike Vasen oder Münzen, vom
Anwendungsbereich des Übereinkommens auszuneh-
men. Obwohl in der Diplomatischen Konferenz mehrheit-
lich die Auffassung vertreten wurde, dass diese Güter
auch ohne eine ausdrückliche Regelung nicht in den
Anwendungsbereich des Übereinkommens fallen, da es
sich hierbei nicht um Gegenstände handelt, die sich – wie
Artikel 1 Buchstabe a fordert – noch „in Gefahr“ befinden,
beschloss die Konferenz, eine solche Vorbehaltsregelung
aufzunehmen. Von der Vorbehaltsmöglichkeit haben Aus-
tralien, China, Iran, Kanada, Kroatien, Mexiko, die Nieder-
lande, Norwegen, die Russische Föderation, Saudi-Ara-
bien, Schweden, Spanien, Tunesien und das Vereinigte
Königreich Gebrauch gemacht. Im Interesse der Klarstel-
lung ist beabsichtigt, auch von deutscher Seite den Vor-
behalt zu erklären.

Vorbehalte, die bereits bei der Zeichnung des Überein-
kommens abgegeben wurden, bedürfen nach A b s a t z 2
der Bestätigung, wenn das Übereinkommen ratifiziert,
angenommen oder genehmigt wird. Nach A b s a t z 3
können sie jederzeit für die Zukunft zurückgenommen
werden. 

Z u  A r t i k e l 31 – Kündigung

Die Vorschrift enthält die für internationale Übereinkom-
men üblichen Bestimmungen über die Kündigung des
Übereinkommens. Nach A b s a t z 1 kann das Überein-
kommen von einem Vertragsstaat frühestens ein Jahr,
nachdem das Übereinkommen für diesen Staat völker-
rechtlich in Kraft getreten ist, gekündigt werden. Die Kün-
digung wird gemäß A b s a t z 3 grundsätzlich ein Jahr

nach Eingang der Kündigungsurkunde beim General-
sekretär der IMO wirksam. Sieht die Kündigungsurkunde
einen späteren Zeitpunkt vor, so ist dieser für das Außer-
krafttreten des Übereinkommens für den kündigenden
Staat maßgeblich.

Z u  A r t i k e l 32 – Revision und Änderung

Die Vorschrift behandelt den Fall der Revision des Über-
einkommens.

Nach A b s a t z 1 hat die IMO grundsätzlich die freie Ent-
scheidungsmöglichkeit darüber, ob sie eine Revisions-
konferenz einberufen möchte. Diese Entscheidungsfrei-
heit wird jedoch eingeschränkt, wenn ein Viertel der Ver-
tragsstaaten, mindestens aber acht Vertragsstaaten die
Einberufung einer Revisionskonferenz verlangen. In die-
sem Fall verpflichtet A b s a t z 2 den Generalsekretär der
IMO, eine Revisionskonferenz einzuberufen.

Ist das Übereinkommen revidiert worden, so gilt nach
A b s a t z 3 die Ratifikation des Übereinkommens nach
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Revision als Ratifi-
kation des Übereinkommens in seiner geänderten Fas-
sung. 

Z u  A r t i k e l 33 – Verwahrer

Die Vorschrift bestimmt die Aufgaben des Depositars.
Nach A b s a t z 1 ist Depositar der Generalsekretär der
Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO). Zu-
sätzlich erfolgt jedoch, wie A b s a t z 3 ausdrücklich klar-
stellt, die Registrierung und Veröffentlichung des Über-
einkommens gemäß Artikel 102 der Charta der Vereinten
Nationen vom 26. Juni 1945 (BGBl. 1973 II S. 430, 431)
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen. 

Die Pflichten des Depositars sind in A b s a t z 2 umschrie-
ben. Es handelt sich hierbei um Mitteilungspflichten
gegenüber den Vertragsstaaten und Vertragsparteien des
Übereinkommens betreffend den Status des Überein-
kommens. 

Z u  A r t i k e l 34 – Sprachen

Das Übereinkommen ist in den sechs Amtssprachen
der Vereinten Nationen Arabisch, Englisch, Chinesisch,
Französisch, Russisch und Spanisch abgefasst. Jede der
Fassungen ist gleichermaßen verbindlich. 
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